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einen Gehalt an Aceton unterzogen werden. Spiritus caeruleus ist vor der
Destillation mit verdünnter Schwefelsäure anzusäuern.

Min.-Erl., betr. die Abgabe von mit denaturiertem Spiritus hergestellten Heilmitteln.
Vom 13. Februar 1906.

In den durch Rvmderlaß vom 22. Dezember 1902 mitgeteilten Grund-
zügen über die Regelung des Verkehrs mit Arzneimitteln außerhalb der
Apotheken 1) ist unter Nr. 8 bestimmt, daß die vorhandenen Arzneimittel
echt und zum Gebrauch für Menschen und Tiere geeignet, sowie weder
verdorben noch verunreinigt sein dürfen. Ferner ist in dem Erlasse vom
20. Juni 1905 darauf hingewiesen, daß es strafbar ist, Heilmittel, welche
durch Verwendung von mit Holzgeist denaturiertem Spiritus hergestellt
sind, in den Verkehr zu bringen.

Eine bezügliche Anfrage gibt mir jetzt Veranlassung, nach Anhören
der Wissenschaftlichen Deputation für das Medizinalwesen noch besonders
darauf hinzuweisen, daß mit denaturiertem Branntwein hergestellte Heil¬
mittel, auch wenn sie nur zu äußerlichem Gebrauche bestimmt sind, als
echt und zum Gebrauch geeignet nicht anzusehen sind. Sie dürfen
daher außerhalb der Apotheken ebensowenig wie innerhalb derselben abge¬
geben werden.

Berlin, den 13. Februar 1906.
Der Minister der geistlichen usw. Angelegenheiten.

I. A.: Förster.

©m gemeinfamet ©rlafj ber preupifrien feinifter ber aciftltdEjert ufro. 2tn<
gelegenfceiten, bei (jinanjen unb bei Snnem botn LS. Cftober 1906 richtet fiel)
bann uod) befonberS gegen bie Serroenbung bort bennturiertem ©piritug gur
fterflefhtng nun Jriitfbranntti'einen.

VIII. Handelsrecht, Bürgerliches und Strafrecht.
aSctärenb bie ©eroerbeorbnung mir gu einem Jeil unmittelbar auf baä

8fooffieiergeroerbe anmenbbar tfi, gelten bie großen 9lei<f)3gefe|e, ba§ ßanbeß-
gefeöbudE)' baä 93ürgerlicr)e ©efefebud) unb baä ©trofgefefebudj für baä $eutfd)e
SRetffl in Wem Umfange anrii für ben 3fyotf)eierftanb. 3fn biefen ©efe&bfidiem
foroie' in ben fie ergemgenben ©efefcen unb SSerorbnungen über ba3 gendjtüdje
Verfahren unb baä ©ebüfjrenroefen ift eine gange SRetfje bon Seftimmungen
enthalten, bie für ben 2fyott)erer aß @efd)äft3mann bon großer «Bebeurung finb.
Tiefelben' finb im folgenben gufammengefteiii:

||iiii<l<>lsjs«'M>tKbuch.
Vom 10. Mai 1897 (R.G.B1. S. 219).

Erstes Buch. Handelsstand.
Erster Abschnitt. Kaufleute.

§ 1. Kaufmann im Sinne dieses Gesetzbuchs ist, wer ein Handels¬
gewerbe betreibt. .

Als Handelsgewerbe gilt jeder Gewerbebetrieb, der eme der nach¬
stehend bezeichneten Arten von Geschäften zum Gegenstande hat:

M ®. Seite 48.
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1. die Anschaffung und Weiterveräußerung von beweglichen Sachen
(Waren) oder Wertpapieren, ohne Unterschied, ob die Waren un¬
verändert oder nach einer Bearbeitung oder Verarbeitung weiter
veräußert werden . . -1)

§ 4. Die Vorschriften über die Firmen, die Handelsbücher und die
Prokura finden auf Handwerker, sowie auf Personen, deren Gewerbe¬
betrieb nicht über den Umfang des Kleingewerbes hinausgeht, keine
Anwendung ....

Die Landesregierungen sind befugt, Bestimmungen zu erlassen, durch
welche die Grenze des Kleingewerbes auf der Grundlage der nach dem
Geschäftsumfange bemessenen Steuerpflicht oder in Ermangelung einer
solchen Besteuerung nach anderen Merkmalen näher festgesetzt wird.

§ 7. Durch die Vorschriften des öffentlichen Rechtes, nach welchen
die Befugnis zum Gewerbebetrieb ausgeschlossen oder von gewissen
Voraussetzungen abhängig gemacht ist, wird die Anwendung der die Kauf¬
leute betreffenden Vorschriften dieses Gesetzbuchs nicht berührt.

Zweiter Abschnitt. Handelsregister.
§ 8. Das Handelsregister wird von den Gerichten geführt.
§ 13. Soweit nicht in diesem Gesetzbuch ein anderes vorgeschrieben

ist, sind die Eintragungen in das Handelsregister und die hierzu erforder¬
lichen Anmeldungen und Zeichnungen von Unterschriften sowie die sonst
vorgeschriebenen Einreichungen zum Handelsregister bei jedem Register¬
gericht, in dessen Bezirke der Inhaber der Firma eine Zweigniederlas¬
sung besitzt, in gleicher Weise wie bei dem Gerichte der Hauptnieder¬
lassung zu bewirken.

Eine Eintragung bei dem Gerichte der Zweigniederlassung findet nicht
statt, bevor nachgewiesen ist, daß die Eintragung bei dem Gerichte der
Hauptniederlassung geschehen ist.

§ 14. Wer verpflichtet ist, eine Anmeldung, eine Zeichnung der Unter¬
schrift oder eine Einreichung von Schriftstücken zum Handelsregister vor¬
zunehmen, ist hierzu von dem Registergerichte durch Ordnungsstrafen
anzuhalten. Die einzelne Strafe darf den Betrag von dreihundert Mark
nicht übersteigen.

Dritter Abschnitt. Handelsfirma.
§ 17. Die Firma eines Kaufmanns ist der Name, unter dem er im

Handel seine Geschäfte betreibt und die Unterschrift abgibt. Ein Kauf¬
mann kann unter seiner Firma klagen und verklagt werden.

§ 18. Ein Kaufmann, der sein Geschäft ohne Gesellschafter oder nur
mit einem stillen Gesellschafter betreibt, hat seinen Familiennamen
mit mindestens einem ausgeschriebenen Vornamen als Firma zu führen 2).

Der Firma darf kein Zusatz beigefügt werden, der ein Gesellschafts¬
verhältnis andeutet oder sonst geeignet ist, eine Täuschung über die Art

*) ®a bie Sätootljefer fiel) mit ber Slnfdjaffung unb äBeiterberäufjerung bon betoeg-
liehen Sachen (äBaren), teils in unüeränbertem ftvtflsvibe, teil! mich erfolgter SBe-
atbeitung ober Verarbeitung befdbäftia,en, fo jinb [ie alä fi a u f (eul e im Sinne beS ftaubeB«
gc[ehbuc£)e<3 onjufefien unb' bie tum ihnen für ihren ©efcbäffSbettieb gefdjloffenen SSet-
hräge nach ben SBeftimmungen bei §anbeI§gefefcbudjeS ,ui beurteilen. 3 n biefent Sinne
baten entfd&teben: 8t.D.ß.®. (19. guni 1876), 2.®.'.Karlsruhe (26. Juni 1880), D.S.®.
Stuttgart (1882), D.S.®. SRüncbm (27. September 1882), enbticb, baS 81.®. mit be-
fonbetem SBejug auf bie breitfjifdje ©efejjgebung (28. Sßobembet 1893, $f>.3*9- 1S!)S
■Sit. 77 unb 7. 3uni 1899, $b.,8tg. 1901 £ßr. 35).

2) Gine hiermit überemfttmmenbe(Jorberung enthalt § 16s bei ©ew.D. (f. 2. 6).
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oder den Umfang des Geschäfts oder die Verhältnisse des Geschäftsinhabers
herbeizuführen. Zusätze, die zur Unterscheidung der Person oder des Ge¬
schäfts dienen, sind gestattet.

§ 19. Die Firma einer offenen Handelsgesellschaft hat den
Namen wenigstens eines der Gesellschafter mit einem das Vorhandensein
einer Gesellschaft andeutenden Zusatz oder die Namen aller Gesellschafter
zu erhalten.

Die Firma einer Kommanditgesellschaft hat den Namen wenig¬
stens eines persönlich haftenden Gesellschafters mit einem das Vorhanden¬
sein einer Gesellschaft andeutenden Zusätze zu enthalten.

I )ie Beifügung von Vornamen ist nicht erforderlich. Die Namen anderer
Personen als der persönlich haftenden Gesellschafter dürfen in die Firma
einer offenen Handelsgesellschaft oder einer Kommanditgesellschaft nicht
aufgenommen werden.

§ 22. Wer ein bestehendes Handelsgeschäft unter Lebenden oder von
Todes wegen erwirbt, darf für das Geschäft die bisherige Firma mit oder
ohne Beifügung eines das Nachfolgeverhältnis andeutenden Zusatzes fort¬
führen, wenn der bisherige Geschäftsinhaber oder dessen Erben in die
Fortführung der Firma ausdrücklich willigen . . .

Wird ein Handelsgeschäft auf Grund eines Nießbrauchs, eines Pacht¬
vertrags oder eines ähnlichen Verhältnisses übernommen, so finden diese
Vorschriften entsprechende Anwendung.

§ 23. Die Firma kann nicht ohne das Handelsgeschäft, für welches
sie geführt wird, veräußert werden.

§ 24. Wird jemand in ein bestehendes Handelsgeschäft als Gesell¬
schafter aufgenommen oder tritt ein neuer Gesellschafter in eine
Handelsgesellschaft ein oder scheidet aus einer solchen ein Gesellschafter
aus, so kann ungeachtet dieser Veränderung die bisherige Firma fortgeführt
werden. Bei dem Ausscheiden eines Gesellschafters, dessen Name in der
Firma der ausdrücklichen Einwilligung des Gesellschafters oder seiner Erben.

§ 25. Wer ein unter Lebenden erworbenes Handelsgeschäft unter der
bisherigen Firma mit oder ohne Beifügung eines das Nachfolgeverhältnis
andeutenden Zusatzes fortführt, haftet für alle im Betriebe des Geschäfts
begründeten Verbindlichkeiten des früheren Inhabers. Die in dem
Betriebe begründeten Forderungen gelten den Schuldnern gegenüber als
auf den Erwerber übergegangen, falls der bisherige Inhaber oder seine
Erben in die Fortführung der Firma gewilligt haben.

Eine abweichende Vereinbarung ist einem Dritten gegenüber nur
wirksam, wenn sie in das Handelsregister eingetragen und bekannt gemacht
oder von dem Erwerber oder dem Veräußerer dem Dritten mitgeteilt wor¬
den ist.

Wird die Firma nicht fortgeführt, so haftet der Erwerber eines Handels¬
geschäfts für die früheren Geschäftsverbindlichkeiten nur, wenn ein be¬
sonderer Verpflichtungsgrund vorliegt, insbesondere wenn die Übernahme
der Verbindlichkeiten in handelsüblicher Weise von dem Erwerber bekannt
gemacht worden ist.

§ 29. Joder Kaufmann ist verpflichtet, seine Firma und den Ort seiner
Handelsniederlassung bei dem Gericht, in dessen Bezirke sich die Nieder¬
lassung befindet, zur Eintragung in das Handelsregister anzumelden;
er hat seine Firma zur Aufbewahrung bei dem Gerichte zu zeichnen 1 ).

') 2lud) Sfyotfyefet finfa banneß gut (ämtrngung i&rcr ftirtna htS §anbeI8teg.ifter
ber^flid&tet. 3ta folcbc ©efdjäfte, tue meßt übet bot Umfang be« SHetngetuetbeS hinauf
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§ 30. Jede neue Firma muß sich von allen an demselben Orte oder
in derselben Gemeinde bereits bestehenden und in das Handelsregister
eingetragenen Firmen deutlich unterscheiden . . .

§ 31. Eine Änderung der Firma oder ihrer Inhaber sowie die Ver¬
legung der Niederlassung an einen anderen Ort ist nach den Vorschriften
des § 29 zur Eintragung in das Handelsregister anzumelden. Das gleiche
gilt, wenn die Firma erlischt. Kann die Anmeldung des Erlöschens einer
eingetragenen Firma durch die hierzu Verpflichteten nicht auf dem im
§ 14 bezeichneten Wege herbeigeführt werden, so hat das Gericht das Er¬
löschen von Amts wegen einzutragen.

Vierter Abschnitt. Handelsbiieher.

§ 38. Jeder Kaufmann ist verpflichtet 1 ), Bücher zu führen und
in diesen seine Handelsgeschäfte und die Lage seines Vermögens nach den
Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung ersichtlich zu machen 2).

Er ist verpflichtet, eine Abschrift (Kopie oder Abdruck) der abge¬
sendeten Handelsbriefe zurückzubehalten und diese Abschriften sowie die
empfangenen Handelsbriefe geordnet aufzubewahren :i).

§ 39. Jeder Kaufmann hat bei dem Beginne seines Handelsgewerbes
seine Grundstücke, seine Forderungen und Schulden, den Betrag seines
baren Geldes und seine sonstigen Vermögensgegenstände genau zu ver
zeichnen, dabei den Wert der einzelnen Vermögensgegenstände anzugeben
und einen das Verhältnis des Vermögens und der Schulden darstellenden
Abschluß zu machen.

Er hat demnächst für den Schluß eines jeden Geschäftsjahrs ein solches
Inventar und eine solche Bilanz aufzustellen; die Dauer des Geschäfts¬
jahrs darf zwölf Monate nicht überschreiten. Die Aufstellung des Inventars
und der Bilanz ist innerhalb der einem ordnungsmäßigen Geschäftsgang
entsprechenden Zeit zu bewirken.

Hat der Kaufmann ein Warenlager, bei dem nach der Beschaffenheit
des (Jeschäfts die Aufnahme des Inventars nicht füglich in jedem Jahre
geschehen kann, so genügt es, wenn sie alle zwei Jahre erfolgt. Die Ver¬
pflichtung zur jährlichen Aufstellung der Bilanz wird hierdurch nicht
berührt.

fichcn, jinb nach, § 4 bei §.©.58. feit biefer SJerpflidjtung befreit. 3)ie Eintragung in*
ipanbeföregifter (jat für 2Iüotr)efer midi bie ;{mieluh'uifeit ;,u ben ©anbelSfammern
jut ft-olge. Xenn *i •'! Ziffer 1 beS (jreufäifdjen ©efe^eS über bie ^anbelÄfammern üom
24. Februar 1870 bj». 19. S&tguft 1897 beftimmt:

§ 3. Die Mitglieder der Handelskammer werden gewählt. Berechtigt an der
Wahl teilzunehmen, und verpflichtet, zu den Kosten der Handelskammer
lici/.utragen, sind, sofern sie zur Gewerbesteuer veranlagt sind: diejenigen Kaufleute
(natürliche und juristische Personen), die als Inhaber einer Firma in einem für eleu
Bezirk der Handelskammer geführten Handelsregister eingetragen stehen.

ftier.iit fictjören n (fo audj bie Wpntliefer.
!) 2>ie iUicbtevfüllumi ber bem Mnufimiiui in ben §§ 38ff. auferlegten SBetpflicr)

tungenbat, menn et feine ftablungen einfiel« ober in ffonrttrS gerät, ftrafredjtüdje folgen
(§§ 239 unb 240 ber ftonlurSorbnung, f. z. 104).

2) Geeignete SKufter ^it einer nrarttfdjen Söudjffibrung in Slüotbelen finb an
gegeben in Dr. 2ß. SKatier: S)ie faufmännifdbe Sucfifüf)rung in ber SEpottjefe unb
Dr. <£. SJltjliuS: Xer ^(potticfcr aUi ©efrf)äftäntann (beibe SSerlag tum guliuS Springer
in SSerlin).

3) Stte Stufbetoa^ruttggjeit für bie .sjanbdsbüdjcr unb ßanbeföbriefe betrag)
natf) § 44 §.©.$. 10 ^abre.
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§ 40. Die Bilanz ist in Reichswährung aufzustellen.
Bei der Aufstellung des Inventars und der Bilanz sind sämtliche Ver-

niügensgegenstände und Schulden nach dem Werte anzusetzen, der ihnen
in dem Zeitpunkte beizulegen ist, für welchen die Aufstellung stattfindet.

Zweifelhafte Forderungen sind nach ilirem wahrscheinlichen Werte
anzusetzen, uneinbringliche Forderungen abzuschreiben.

§ 41. Das Inventar und die Bilanz sind von dem Kauf manne zu unter¬
zeichnen. Sind mehrere persönlich haftende Gesellschafter vorhanden,
so haben sie alle zu unterzeichnen.

Das Inventar und die Bilanz können in ein dazu bestimmtes Buch
eingeschrieben oder jedesmal besonders aufgestellt werden. Im letzteren
Falle sind sie zu sammeln und in zusammenhängender Reihenfolge geordnet
aufzubewahren.

§ 43. Bei der Führung der Handelsbücher und bei den sonst erforder¬
lichen Aufzeichnungen hat sich der Kaufmann einer lebenden Sprache
und der Schriftzeichen einer solchen zu bedienen.

Die Bücher sollen gebunden und Blatt für Blatt oder Seite für
Seite mit fortlaufenden Zahlen versehen sein. An Stellen, die der Regel
nach zu beschreiben sind, dürfen keine leeren Zwischenräume gelassen
werden. Der ursprüngliche Inhalt einer Eintragung darf nicht mittels
Durchstreichens oder auf andere Weise unleserlich gemacht, es darf nichts
radiert, auch dürfen solche Veränderungen nicht vorgenommen werden,
deren Beschaffenheit es ungewiß läßt, ob sie bei der ursprünglichen Ein¬
tragung oder erst später gemacht worden sind.

§ 44. Die Kaufleute sind verpflichtet, ihre Handelsbücher bis zum
Ablaufe von zehn Jahren, von dem Tage der darin vorgenommenen
letzten Eintragung an gerechnet, aufzubewahren. Dasselbe gilt in An¬
sehung der empfangenen Handelsbriefe und der Abschriften der ab¬
gesendeten Handelsbriefe sowie in Ansehung der Inventare und Bilanzen 1).

Fünfter Abschnitt. Prokura und Handlungsvollmacht.

§ 48. Die Prokura kann nur von dem Inhaber des Handelsgeschäfts
oder seinem gesetzlichen Vertreter und nur mittels ausdrücklicher Er¬
klärung erteilt werden. Die Erteilung kann an mehrere Personen gemein¬
schaftlich erfolgen (Gesamtprokura).

§ 52. Die Prokura ist ohne Rücksicht auf das der Erteilung zugrunde
liegende Rechtsverhältnis jederzeit widerruflich, unbeschadet des An¬
spruchs auf die vertragsmäßige Vergütung. Die Prokura ist nicht über¬
tragbar. Die Prokura erlischt nicht durch den Tod des Inhabers des Handels¬
geschäfts.

S 53. Die Erteilung der Prokura ist von dem Inhaber des Handels¬
geschäfts zur Eintragung in das Handelsregister anzumelden. Ist die
Prokura als Gesamtprokura erteilt, so muß auch dies zur Eintragung an¬
gemeldet werden. Her Prokurist hat die Firma nebst seiner Namensunter¬
schrift zur Aufbewahrung bei dem Gerichte zu zeichnen. Das Erlöschen
der Prokura ist in gleicher Weise wie die Erteilung zur Eintragung an¬
zumelden.

i) Mu8 bet »etöfudjtung, bte ©efrf|Sft8büdjci unb .»riefe 10 Snljre lang auf.
mbetoafcten folflt ieborh mein obne weiteres, ba& biefe Eofumente bei einem S3efi$
mecbfel be« ©efd&äftS botn »erlaufet betn Srfiufet mit übergeben »erben muffen.
3m allgemeinen bürften bte §anblung8büdjer aus einerfrttfewn ;',ettntebt nfö „ftu-
bchör" tu-* ©efc&af« im Sinne bet § 97 beä ».«.». (f. 6. 98) anjufeben fem.
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Sechster Abschnitt. Handlungsgehilfen und Handlungslehrlinge.

§ 59. Wer in einem Handeisgewerbe zur Leistung kaufmännischer
Dienste gegen Entgelt angestellt ist (Handlungsgehilfe) 1), hat, soweit
nicht besondere Vereinbarungen über die Art und den Umfang seiner Dienst¬
leistungen oder über die ihm zukommende Vergütung getroffen sind, die
dem Ortsgebrauch entsprechenden Dienste zu leisten, sowie die dem Orts¬
gebrauch entsprechende Vergütung zu beanspruchen. In Ermangelung
eines Ortsgebrauchs gelten die den Umständen nach angemessenen Leistungen
als vereinbart.

§ 62. Der Prinzipal ist verpflichtet, die Geschäftsräume und die
für den Geschäftsbetrieb bestimmten Vorrichtungen und Gerätschaften
so einzurichten und zu unterhalten, auch den Geschäftsbetrieb und die
Arbeitszeit so zu regeln, daß der Handlungsgehilfe gegen eine Gefähr¬
dung seiner Gesundheit, soweit die Natur des Betriebs es gestattet,
geschützt und die Aufrechterhaltung der guten Sitten und des Anstandes
gesichert ist.

Ist der Handlungsgehilfe in die häusliche Gemeinschaft aufgenommen,
so hat der Prinzipal in Ansehung des Wohn- und Schlafraums, der
Verpflegung sowie der Arbeits- und Erholungszeit diejenigen Einrich¬
tungen und Anordnungen zu treffen, welche mit Rücksicht auf die Ge¬
sundheit, die Sittlichkeit und die Religion des Handlungsgehilfen er¬
forderlich sind.

Erfüllt der Prinzipal die ihm in Ansehung des Lebens und der Gesund¬
heit des Handlungsgehilfen obliegenden Verpflichtungen nicht, so finden
auf seine Verpflichtung zum Schadensersatze die für unerlaubte Hand¬
lungen geltenden Vorschriften der §§ 842—846 des Bürgerlichen Gesetz¬
buchs entsprechende Anwendung.

Die dem Prinzipal hiernach obliegenden Verpflichtungen können nicht
im voraus durch Vertrag aufgehoben oder beschränkt werden.

§ 63. Wird der Handlungsgehilfe durch u n verschuldetes Unglückan

1 ) ^anblunglgeljilfe im ©mite bei §.©.83. ift nlfo nur, „wer in einem .sjnubeK»
geroetbe jur Seiftung fmifmännifdjer ©tenfte gegen (Entgelt angeftetlt ift." 35a bie 2tyo=
tiefen jum $anbellgeraerbe gehören, würben SIpotljefeicgefiüfen nlfo ohne weiteres
als ftanblunglgehilfen anpfeifen fein, lueun ihre Xienfte „taufmännifcSe" roären. Über
lehterc grage ift fiel) jebodj bie 9tect)tfprecr)ung nidjt einig. G3 liegen hierüber folgenbe
©ntfebeibungen bor:„35a bet Slöotljefer ftoufmonn ift, fino bie in feinem iöetriebe tätigen
■jjßetfoncn, inforoeit, all [ie nicht aulfdjliefjuct) ober borroiegenb tedjnifdje SXenfte ber»
riebten, all taufmännifrbe Arbeiter anjufeben." 8t.@. 7. tont 1899 (Sßb.Stg. 1901
5Rr. 35.) <£benfo 8.®. l SetHfl 8. il'farj 1900 ffif)Mfy 1900 9h. 40). 9<och beftimmter
erwarte bn§ ffi.©.: „Äpotberetgetjtlfenfinb regelmäßig §anblunglgeb,ilfen unb unter«
liegen baher ben S8orfcc)iiften bei ftanbellgefe&bucbel." #.©. 28.' sJJcai 1902 (^b.Stg.
1902 9h. 80). dagegen ocntciitten bie ©anblunglgebilfenetgenfcbaftbet Slpottjelet
gehilfcu folgenbe ©eridjte, welcbe bie Xätigfeit bet angeftellten 2lj)otf|eIer all eine bor»
roiegenb tectjnifcbe anfallen: D.S.®. SSiellau 15. 9tobember 1904 (^t).3tg. 1905 9h. 16)
unb S.©. granlfuri a. 0. 15. gebruar 1904 (3ßt).3tg. 1904 9h. 28). §Tei»u fnfjtc ferner
ber pteufifrbe ^otbelerlammeraulfcrjufj in feiner ©tfcung bom 22. Stobembet 1904
folgenbe ;Kcfoliition: „S)er ^otljelerlammercmlfdjufi ift ber Slnficbt, bafs bie §§ 59—75
bei $anbellgefe&el bom 10. 3Nai 1897 (ich auf IH^othefergehilfen unb ?(potl)cfetlebr«
finge mit bejteljen."

SBerben bie Styothxfcrgehilfen nirrjt all §anbtung!gehüfen angefet)en, fo regeln
fieb ihre recbtlicben SBerbättmffe nach, ben 83eftimmungen bei 83.©.83. über SMenftoertrag
(f. ©. 99).
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der Leistung der Dienste verhindert 1 ), so behält 2 ) er seinen Anspruch auf Ge-
halt und Unterhalt 3 ), jedoch nicht über die Dauervonsechs Wochen hinaus.

Der Handlungsgehilfe ist nicht verpflichtet, sich den Betrag anrechnen
zu lassen, der ihm für die Zeit der Verhinderung aus einer Kranken- oder
Unfallversicherung zukommt. Eine Vereinbarung, welche dieser Vorschrift
zuwiderläuft, ist nichtig*).

§ 64. Die Zahlung des dem Handlungsgehilfen zukommenden Ge¬
halts hat am Schlüsse jeden Monats 5) zu erfolgen. Eine Vereinbarung,
nach der die Zahlung des Gehalts später erfolgen soll, ist nichtig.

§ 66. Das Dienstverhältnis zwischen dem Prinzipal und dem
Handlungsgehilfen kann, wenn es für unbestimmte Zeit 8) eingegangen ist,
von jedem Teile für den Schluß eines Kalendervierteljahrs unter
Einhaltung einer Kündigungsfrist von sechs Wochen gekündigt werden 7)

!) § 63 beä §.®.S8. regelt tue gfttrforge, bie bem .^anblungSgehttfen in Scranf-
rjeitäfällen guteil werben foll. Unter „unberfebutbetem ungluct" ift in erfter Steige
Sftanfheit ju öerftehen. SJBirb ber §anMung3gehilfe nicht burdf nnücrfchulbetcss Unglüdf,
fonbern au3 einem eroberen bem itjtn nicht berfcfiufbeten ©runbe, j. SB. burd) Einberufung
ju einer militärifcfien SDienföeiftung, an ber ?5errid)tung feiner Xicufte oerhinbert, fo
regelt (ich fein Slnforuci) auf ©erjalt roärrrenb folchcr öbungen lebigltct) nod) § 616 be«
S8.@.S8. (f. ©. 100), ba, roie baS Sc.©, im SKärj 1904 entfehieb (<ßh.3tg. 1904 9Jr. 24)
militärifd)c Übungen nicht all „Ungtüct" im ginne beS § 63 .§.©.33. anguferjen finb.

2) SBehätt, b. h. ber©anblungäge^ilfehat ben Smffcruch, infomeit er ihn audjfonft
fyaben mürbe. Enbet ba§ ©icuftüerbältnisbaher infolge orbnungSmäfvigcr nicht toegen
ber (Srlranhing erfolgter ffiünbigung auf ©runb ber §§ 66 unb 67 cor SIblauf ber fcd)§
Slöochen, fo fällt mit bem SIblauf beä ©tenftberljättniffeg aud) ber Stnfpruch auf ©erjalt
unb Unterhalt. $>a$ lünbigungSrecbt beS $tinjtpal8 roirb burd) § 63 nicht berührt;
inSbejonbere !onn eine, wenn auch nur fedjS SBochcn antjaltenbe $ranu)eit bcS ©ehilfeu
beu qjrinjlbal jur fofortigen i'öfung be3 ©tenftberhältniffeS nad) § 72 Slbf. 1 Ziffer 3
öeranlaffen, aber bem ©c-hilfen bleibt in biefem galle unter allen Umftänben ber
Slnförucr) au« § 63 (bgt. § 72 88>f. 2).

») .fmiiblungSgehilfeti, welche in bie häusliche ©cmetnfdjaft bcS frrnji^atö auf¬
genommen finb, 'haben und) §617 bcS S8.©.58. (f. S. 100) aud) Swförud) auf SBet«
pflegung unb ärztliche SBeljanbtung. (Sin auSbruducher älnförudj auf freie Steinet
ift im ©efefc nicht Borgeferjen. ©od) bürfte in ben gälten beS § 617 S8.©.S3. in ber hier
ju leiftenbcii Verpflegung aud) bie ©ernähr freier Slrjnei mit enthatten fein. SluS ber
Raffung bei Varagrabt)en, bafj bor ©ehilfe feinen Strtffcrucrj auf ©ehalt „unb Unter¬
halt" behält, ergibt fiel), baf) ©ehilfen, bie nicht in bie bäuSIidje ©ememfeßafi aufge¬
nommen finb, alfo leinen Unterhalt beim ißrinjiüal genießen, auch nicht äcnforücfie auf
einen folcbeu „behalten" Iöitnen. ©ic r)aben nur Smfpruch auf gortjahlung beS ©e^alt«.
3Me SSerüflicBtung bei SßrinjibalS jur ©eroährung beS Unterhalts läßt fich nicht in eine
«erhinbtitfjteit 51! einer ©elbleiftung umroanbeln. (Stfm.©. Hamburg §uni 1905, Sßb.3tg.
1905 9er. 49).

4 ) ©tofje Uneinigleit herrfcht in ber iJtecr)tffjrechung bnrflher, oh nur bie Söefttmmung
in Sthf. 2 jroingenbeS, burd) Verträge nicht abjuänbernbeS Stecht ift, roie bie SBort-
faffuitg bie« aubeutet, ober ob aus inneren ©rünben ber SßaffuS: „(Sine Vereinbarung,
welche biefet «orfdirifl juroiberläuft, ift nichtig" — fich auch auf bie in Slbf. 1 enthaltene
Wicht jur fecbsmbchcntltchen ©ehaItSäaf)lung begebt, ©ic Dteichsregicrung r)ält lehterc
Stuffaffung für irrig.

6) w'emeint ift ber ffialenbermonai. Sfi ber tehte Jag etne« SJconatS ein ©onn«
ober Feiertag, fo hat bie Saßtung am nächften Söerttage 51t erfolgen.

6) ©nS ©ienftocrhältuis tarnt aud) auf beftimmte geit (j. SB. brei Söconote) ein«
gegangen »erben unb enbet bann mit bem Jtblauf be« betreffenben Zeitraums ohne
roeitere«. SSirb baä ©icnftuerhälini-ö nach SÄblauf btcfeS Zeitraums ftitlfcfiroeigenb fort«
gefefet, fo gilt c§ nunmehr al« auf uuheftimmte ;{eit eingegangen.

7) S)ic gefehlichc ßünbtgungSfttft beträgt fedbä lochen, ©er letzte juläffige Sün«
bigungStermm ift icbiglid) banach, ju bered)nen unb fällt mit bem 15. bei bem Quartals»
fdjlufj' boranger)enben SKona« nid)t jufammen.
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§ 67. Wird durch Vertrag eine kürzere oder längere Kündigungs¬
frist bedungen, so muß sie für beide Teile gleich sein ; sie darf nicht weniger
als einen Monat betragen.

Die Kündigung kann nur für den Schluß eines Kalendermonats zu¬
gelassen werden.

Die Vorschriften des Abs. 1 finden auch in dem Falle Anwendung,
wenn das Dienstverhältnis für bestimmte Zeit mit der Vereinbarung ein¬
gegangen wird, daß es in Ermangelung einer vor dem Ablaufe der Vertrags¬
zeit erfolgten Kündigung als verlängert gelten soll.

Eine Vereinbarung, die diesen Vorschriften zuwiderläuft, ist nichtig.
§ 08. Die Vorschriften des § 67 finden keine Anwendung, wenn der

Handlungsgehilfe einen Gehalt von mindetens fünftausend Mark für
das Jahr bezieht . . .

§ 69. Wird ein Handlungsgehilfe nur zu vorübergehender Aus¬
hilfe angenommen, so finden die Vorschriften des § 67 keine Anwendung,
es sei denn, daß das Dienstverhältnis über die Zeit von drei Monaten hinaus
fortgesetzt wird. Die Kündigungsfrist muß jedoch auch in einem solchen
Falle für beide Teile gleich sein.

§ 70. Das Dienstverhältnis kann von jedem Teile ohne Einhaltung
einer Kündigungsfrist gekündigt werden, wenn ein wichtiger Grund
vorliegt 1 ).

Wird die Kündigung-) durch vertragswidriges Verhalten des anderen
Teiles veranlaßt, so ist dieser zum Ersätze des durch die Aufhebung des
Dienstverhältnisses entstehenden Sehadens verpflichtet*).

§ 71. Als ein wichtiger Grund, der den Handlungsgehilfen zur
Kündigung ohne Einhaltung einer' Kündigungsfrist berechtigt, ist es,
sofern nicht besondere Umstünde eine andere Beurteilung rechtfertigen,
namentlich anzusehen 4 ):

1. wenn der Handlungsgehilfe zur Fortsetzung seiner Dienste unfähig
wird;

2. wenn der Prinzipal den Gehalt oder den gebührenden Unterhalt
nicht gewährt;

3. wenn der Prinzipal den ihm nach § 62 obliegenden Verpflichtungen
nachzukommen verweigert ;

4. wenn sich der Prinzipal Tätlichkeiten, erhebliche Ehrverletzungen
oder unsittliche Zumutungen gegen den Handlungsgehilfen zu-

x) 3>ie 9luflöfung be§ ®ienftöerb,äUntffe3 in ben hier fraglichen gälten be
barf ntriit erft eine» Miiciitevjprud)ä,foubern infolge ber Sünbtgung (9?ücftrttt8erflärung)
tritt bic Sutflßfung ohne meitcreä ein, infofetn btefelbe berechtigt mar, worüber, im Streit¬
fälle ber flüd)tcr ^u entfebeiben hat. Xie in ben §§ 71 uni 72 aufgeführten gälte ]"iub
lebiglicl) SBeifpiele, bie bem JRidjter StnljaltSpunftefür bie \>lbjiri)t beS ©efejjgeberä
gewähren follcn.

2) Stünbigung ift Bier int Sinne öotäeitiget Aufhebung bc§ ©ienftöerhältniffeS §u
Oerftehen.

3) £er bem (Mjilfen *u (eiftenbe SdbabenSerfaü wirb regelmäßig in ber 3"blung
beS ©ehalt? für Bie geit bi§ jur SSeenbigung beä ©tenftbertrageS ober ülblauf ber .stüu
btgungSfrtfi beftehen. Er tnuf] fid) jeboch baSjenige anrechnen (äffen, woi er burch, anber
Weitige SSerroenbung feiner SlrbeitStraft erwirbt ober 511 erwerben böswillig unterläßt.

4 ) Ob bei einem äBedjfel ber @efct)äft8inbaber ber ^anblungSgehüfe -Hut
bebung be« SHenftberhältniffeä berlangen fanu, ift nach ber Vage beä evnjelnen gatb?
§u entfebeiben. 3ft nach ber üage beS gaflä anzunehmen, bafj burch ben Übergang be>?
©efchäfts eine wefenfndje ätnberung be3 SSertragSinhaltä nicht ftattfinbet, fo niiifi ficli
ber ^anblungggehilfe bie iBertragSerfüflungfeiten? beg neuen ©efchäftöinhaberS als
bie iljiii im Vertrage gewährleiste gefallen (äffen (8l.D.$.©. 25. yuni 1875).
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schulden kommen läßt oder jes verweigert, den Handlungsgehilfen
gegen solche Handlungen eines anderen Angestellten oder eines
Familienangehörigen des Prinzipals zu schützen.

§ 72. Als ein wichtiger Grund, der den Prinzipal zur Kündigung
ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist berechtigt, ist es, sofern nicht be¬
sondere Umstände eine andere Beurteilung rechtfertigen, namentlich an¬
zusehen 1):

1. wenn der Handlungsgehilfe im Dienste untreu ist oder das Ver¬
trauen mißbraucht oder die ihm naeli § 60 obliegende Verpflich¬
tung verletzt;

•2. wenn er seinen Dienst während einer den Umständen nach erheb¬
lichen Zeit unbefugt verläßt oder sich beharrlich weigert, seinen
Dienstverpflichtungen nachzukommen ;

:(. wenn er durch anhaltende Krankheit, durch eine längere Freiheits¬
strafe oder Abwesenheit oder durch eine die Zeit von acht Wochen
übersteigende militärische Dienstleistung an der Verrichtung seiner
Dienste verhindert wird;

4. wenn er sich Tätlichkeiten oder erhebliche Ehrverletzungen gegen
den Prinzipal oder dessen Vertreter zuschulden kommen läßt.

Erfolgt die Kündigung, weil der Handlungsgehilfe durch unverschul¬
detes Unglück lungere Zeit an der Verrichtung seiner Dienste verhindert
ist, so wird dadurch der im § 63 bezeichnete Anspruch des Gehilfen nicht
berührt.

§ 73. Bei der Beendigung des Dienstverhältnisses kann der Hand¬
lungsgehilfe ein schriftliches Zeugnis über die Art und Dauer der Be¬
schäftigung fordern. Das Zeugnis ist auf Verlangen des Handlungs¬
gehilfen auch auf die Führung und die Leistungen auszudehnen 2 ).

Auf Antrag des Handlungsgehilfen hat die Ortspolizeibehörde das
Zeugnis kosten- und stempelfrei zu beglaubigen.

§ 74. Eine Vereinbarung zwischen dem Prinzipal und dem Hand¬
lungsgehilfen, durch welche dieser für die Zeit nach der Beendigung des
Dienstverhältnisses in seiner gewerblichen Tätigkeit beschränkt

!) ©ine foforttge (Sntlaffung beg Schüfen fantt aucfi noch bitrd) anbete als
bie hier genannten ttmftänbe gerechtfertigt fein. So finb u. a. öon ben ©erichtcn all
auäretcbenbe (Sntlaffungggrttnbe angefeljen toorben:

1. Ungebührliches renitente* Stencrmteu gegenüber beut £b>f (St.®. 28. SÜJot 1902,
ÜJfj.ftta 1902 9er. 80);

2 bte Steigerung eine« bei freier äBotntung engagterten 9fyotf)cfergebiIfen, btefc
freie SBohnung in ber ätpotrjefe mich ;,u benufcen (C.S.®. lielle IG. Oftober 1905,
956 Rta 1905 Sßr. 103);

3 bte Steiaeruna eine--- Slüotfielergehtlfen, telept-onifche Sefteflungen anjunebmen
' (9( ® gferSroalbe 23. 3anuar 1903, P-3tg. L903 9er. 30);

4 abfällige Sufierungen ttber bte Strebitffirjigteii beS KfjefS (D.S.®. $amm Sep
tember 1904, «pi,.Stg. 1904 SRr. 81).

•dagegen ifl bie Steigerung etneS nur für bte 9fteje|>ütr engagterten ®er)tlfen, auf
Slnorbnuna beS (EbeB audj abjufaffen, fein triftiger ®runb jur fofortigen (Sntfaffung
(CA' ®. »reSlau 25. SRottember 1901, $r,.8tg. 1906 9,'r. 16)

tönt ungerechtfertigt entlaffener ganblungSgetrtlfehat nicht nötig, um ftch
feine ©ebattganfbrücfie ;,n' fiebern, feine ferneren Eienftteiftungen noch befonber« an-
ubteten D.S.® Kiel 9,'ouen.bet 1904, $t,.8tg. 1901 9,'r. 100).

2) S>te Sßorfcbrift ift oMigatotifdt) nnb unberjtcbtbar:311 beachten t|t, bau beut ©anb-
lunctSaebitfen nur auf fein »erlangen ein StenftäeugntS über bte güb>mg ttnb bte
ßeiftungen anzuflehen ift. ivnlfcbe StuSftettung bonJeugniffen wirb nach S 303
Str.®.». befträft (f. 'S. HO). Sgl. ferner § 48 ber preufjtfcben StyothefenbetrtebSorbmmg
(f. jeii XIV).
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wird,- ist für den Handlungsgehilfen nur insoweit verbindlich, als die Be¬
schränkung nach Zeit, Ort und Gegenstand nicht die Grenzen überschreitet,
durch welche eine unbillige Erschwerung des Fortkommens des Handlungs¬
gehilfen ausgeschlossen wird.

Die Beschränkung kann nicht auf einen Zeitraum von mehr als drei
Jahren von der Beendigung des Dienstverhältnisses an erstreckt werden

Die Vereinbarung ist nichtig, wenn der Handlungsgehilfe zur Zeit des
Abschlusses minderjährig ist 1 ).

§ 75. Gibt der Prinzipal durch vertragswidriges Verhalten dem Hand¬
lungsgehilfen Grund, das Dienstverhältnis gemäß den Vorschriften der
§§ 70, 71 aufzulösen, so kann er aus einer Vereinbarung der im § 74 be¬
zeichneten Art Ansprüche nicht geltend machen. Das gleiche gilt, wenn
der Prinzipal das Dienstverhältnis kündigt, es sei denn, daß für die Kün¬
digung ein erheblicher Anlaß vorliegt, den er nicht verschuldet hat, oder
daß während der Dauer der Beschränkung dem Handlungsgehilfen das
zuletzt von ihm bezogene Gehalt fortgezahlt wird.

Hat der Handlungsgehilfe für den Fall, daß er die in der Vereinbarung
übernommene Verpflichtung nicht erfüllt, eine Strafe versprochen, so kann
der Prinzipal nur die verwirkte Strafe verlangen; der Anspruch auf Er¬
füllung oder auf Ersatz eines weiteren Schadens ist ausgeschlossen. Die
Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs über die Herabsetzung einer
unverhältnismäßig hohen Vertragsstrafe bleiben unberührt 2 ).

Vereinbarungen, welche diesen Vorschriften zuwiderlaufen, sind nichtig.
§ 76. Die Vorschriften der §§ 60—63, 74, 75 finden auch auf Hand¬

lungslehrlinge Anwendung 3 ).
Der Lehrherr ist verpflichtet, dafür zu sorgen, daß der Lehrling in

den bei dem Betriebe des Geschäfts vorkommenden kaufmännischen Arbeiten
unterwiesen wird; er hat die Ausbildung des Lehrlings entweder seihst
oder durch einen geeigneten, ausdrücklich dazu bestimmten Vertreter zu
leiten. Die Unterweisung hat in der durch den Zweck der Ausbildung
gebotenen Reihenfolge und Ausdehnung zu geschehen.

Der Lehrherr darf dem Lehrlinge die zu seiner Ausbildung erforder¬
liche Zeit und Gelegenheit durch Verwendung zu anderen Dienstleistungen
nicht entziehen; auch hat er ihm die zum Besuche des Gottesdienstes an
Sonntagen und Festtagen erforderliche Zeit und Gelegenheit zu gewähren.
Er hat den Lehrling zur Arbeitsamkeit und zu guten Sitten anzuhalten.

In betreff der Verpflichtung des Lehrherrn, dem Lelirlinge die zum
Besuch einer Fortbildungsschule erforderliche Zeit zu gewähren, bewendet
es bei den Vorschriften des § 120 der Gewerbeordnung 4 ).

x) 3)ie §§ 74 unb 75 treffen barübet S3eftimmung, ininictneit bie fogenonnte Jron«
furtenäflaufef onrffam ift. 3)ie 93otfd)riften begeben fid) nur auf ^aiibtungägehilfen
unb nad) § 76 auf §anblungMehriinge. (Sine ähnliche 33eftimnrung ift für technifdje Sin-
geftetfte in § 133 f bet ©cn>.£). enthalten (f. ©. 17), hmhrenb im übrigen § 138 ?lbf 1
bc0 33.©.58. gilt, lautenb: „@in 3ted)tggefcf)äft, basi gegen bie guten Sitten betflößt,
ift nic&tig."

2) §343 33.GS.33. bcftimmt, bafj, roenn eine berroitlte ©träfe unöetfidlt-
nigmäfrig tjoch ift, fie auf Slntrag be£ ©d)utbner§ burd) Urteil auf ben angemeffeucn
S3etrag hetabgefejjt Werben fann, bafj bei bet 33eurteiümg bei 9lngemeffenheit jebeci
berechtigte gntereffe bes ©laubiger?, nicht b(o§ baS SBermbgensintereffc in S3ettad)t
5U Riehen ift unb ba§ nad) Entrichtung ber ©träfe bie £>erab'fehung auägefchloffen ift.

3) ferner gelten laut § 77 für ,§anblunge!tet)rltnge bie 3Vrfd)riften ber §§ 70
big 72 über bie Mnbigung.

*) Snteteffiert hier nicftt, roeil § 120 ber ©eto.D. auf ©etjilfen unb Sehrlinge in
3(»othefen feine 9lniuenbnug finbet.
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§ 77. Die Dauer der Lehrzeit bestimmt sieh nach dem Lehrver¬
trag, in Ermangelung vertragsmäßiger Festsetzung nach den örtlichen Ver¬
ordnungen oder dem Ortsgebrauche.

Das Lehrverhältnis kann, sofern nicht eine längere Probezeit ver¬
einbart ist, während des ersten Monats nach dem Beginne der Lehrzeit
ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist gekündigt werden. Eine Ver¬
einbarung, nach der die Probezeit mehr als drei Monate betragen soll, ist
nichtig.

Nach dem Ablaufe der Probezeit finden auf die Kündiguno- des
Lehrverhältnisses die Vorschriften der §§ 70—72 Anwendung 1). Als
ein wichtiger Grund zur Kündigung durch den Lehrling ist es insbesondere
auch anzusehen, wenn der Lehrherr seine Verpflichtungen gegen den Lehr¬
ling in einer dessen Gesundheit, Sittlichkeit oder Ausbildung gefährdenden
Weise vernachlässigt*).

Im Falle des Todes des Lehrherrn kann das Lehrverhältnis innerhalb
eines Monats ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist gekündigt werden.

§ 78. Wird von dem gesetzlichen Vertreter des Lehrlings oder, sofern
dieser volljährig ist, von ihm seihst dem Lehrherrn die schriftliche Er-
klärung abgegeben, daß der Lehrling zu einem anderen Gewerbe oder
zu einem anderen Beruf übergehen werde, so endigt, wenn nicht der
Lehrling früher entlassen wird, das Lehrverhältnis nach dem Ablauf eines
Monats.

Tritt der Lehrling der abgegebenen Erklärung zuwider vor dem Ab¬
laufe von neun Monaten nach der Beendigung des Lehrverhältnisses in
ein anderes Geschäft als Handlungslehrling oder als Handlungsgehilfe ein,
so ist er dem Lehrherrn zum lOrsatze des diesem durch die Beendigung
des Lehrverhältnisses entstandenen Schadens verpflichtet. Mit ihm haftet
als Gesamtschuldner der neue Lehrherr oder Prinzipal, sofern er von dem
Sachverhalte Kenntnis hatte.

§ 79. Ansprüche wegen unbefugten Austritts aus der Lcdire
kann der Lehrherr gegen den Lehrling nur geltend machen, wenn der Lehr¬
vertrag schriftlieh geschlossen ist 8).

*) 3)ie Äünbignng bet ßeljtlinge ifl bono* mejentlid) anbetä geregelt toie bic
Miinbignng bet ftanbumgggeljü'fen. (Sine Sflnbtgung beS ßefycöetljältniffeS iit bom ^.&.S8.
mir in folgenben jäHen botgefe!)en:

a. innerhalb bet m Per [Regel einen Womit mabrenben Sßtobejeü jeberjett ohne
ffiünbigungSftifi (§ 77 8tW. -'):

b. im ivulte bei tobe« bei 8ei)tl)ettn innerhalb eines SJtonatS ohne ffiünbigung*.
frift (§ 77 Stbf. 4);

c bei Übertritt ju einem anbeten ®eroetbe obet Berufe, Jfthtbigunggfrtft ein
Konat (§ 78);

d. im übrigen jebersteit olme ffünbtgungäftift, wenn ein roidjttget Wrnnb uorliegt
(§ 77 Slbf. 3). 2U8 H>lrl)e »idjttge ©tttnbe gelten biefelben toie bei ben ganb«
Inngogebilfen: nur ift jugunften ber Vehrfmge nodj ber Wrnnb binnigefmit,
bajj ber i'el)i1)err feine Setpffidjtungen gegen ben ßetrtltng in einer beffen
©efunbtieit, 2iüliri)feit ober StuJbübung gefiilirbenben äSeife bemad&Iäfftgt.

-.'((ltiiriid) fteben biefe SBeftintntungen einer befonberen Siegelung ber Stiinbigüug?»
oeriniltiiiffe im SeljtBetttage mdit entgegen.

2 ) 90! ein ioid)i iger ©tunb n't ferner nii.yifeben, loenn ber Setjrherr jut (irfiiünng
ber ii)in betttagSmägig obliegenben feerpflidjtung nnfnbig wirb. 2>er Übergang beä ©e-
fetinft-j auf einen neuen ^nlniber ift unter llmftänben für ben l'ehrling ein aiivreirbcnber
®tunb jut Sluflflfung be« 8ef)tbetljältmffe8.

3) 3)cr l'ebrting aber tann midi bei miinblidjeni Vebroerivage i'lnfpnidie fokber
Sltt gegen i>en Vebroerrn geltenb machen.

Böttger, Apothekengesetze. 3. Aufl. 7
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§ 80. Bei der Beendigung des Lehrverhältnisses hat der Lehrherr dem
Lehrling ein schriftliches Zeugnis über die Dauer der Lehrzeit und die
während dieser erworbenen Kenntnisse und Fähigkeiten sowie über
sein Betragen auszustellen 1 ).

Auf Antrag des Lehrlings hat die Ortspolizeibehörde das Zeugnis
kosten- und stempelfrei zu beglaubigen.

§ 81. Personen, die nicht im Besitze der bürgerlichen Ehren¬
rechte sind, dürfen Handlungslehrlinge weder halten, noch sich mit der
Anleitung von Handlungslehrlingen befassen. Der Lehrherr darf solche
Personen zur Anleitung von Handlungslehrlingen nicht verwenden.

Die Entlassung von Handlungslehrlingen, welche diesem Verbote zu¬
wider beschäftigt werden, kann von der Polizeibehörde erzwungen werden.

§ 82. Wer die ihm nach § 62 Abs. 1, 2 oder nach § 76 Abs. 2, 3 dem
Lehrlinge gegenüber obliegenden Pflichten in einer dessen Gesundheit.
Sittlichkeit oder Ausbildung gefährdenden Weise verletzt, wird mit (Geld¬
strafe bis zu einhundertfünfzig Mark bestraft.

Die gleiche Strafe trifft denjenigen, welcher entgegen der Vorschrift
des § 81 Handlungslehrlinge hält, ausbildet oder ausbilden liil.lt.

§ 83. Hinsichtlich der Personen, welche in dem Betrieb eines Handels¬
gewerbes andere als kaufmännische Dienste leisten, bewendet es
bei den für das Arbeitsverhältnis dieser Personen geltenden Vorschriften 8).

2;er fehlte 9(bfd)nitt be3 $anbefögefe$bucr)S über bie ,§anbluttg§gef)ilferi uub
»Setzlinge finbet in ben Sefttmmungeti be* ^Bürgerlichen ©efefjbucp über
ben Siertftüertrog eine ttnctjttge Srgärtjung. Stufjerbetn enthält boä ^Bürgerliche
@efe$bucfj noch eine Wn,tnl)i roetterer Jeftfefcuttgett, bie auä befcmberen ©rünben
für bo§ Wpothcfergeroerbe bort Sebeururtg finb.

BUr{£«>i'li«>li«'MGesetzbuch.
Vom 18. August 1896 (R.G.B1. S. L95).

Erstes Buch. Allgemeiner Teil.
Sachen.

§ 96. Rechte, die mit dem Eigentum an einem Grundstücke
verbunden sind, gelten als Bestandteile des Grundstücks 8 ).

§ 97. Zubehör sind bewegliche Sachen, die, ohne Bestandteile der
Hauptsache zu sein, dem wirtschaftlichen Zwecke der Hauptsache zu dienen
bestimmt sind und zu ihr in einem dieser Bestimmung entsprechenden
räumlichen Verhältnisse stehen. Mine Sache ist nicht Zubehör, wenn sie
im Verkehr nicht als Zubehör angesehen wird*).

!) SSähtenb bo§ 3 eu fln ^ CUK * ©ebilfen und) § 73 nur auf beffen Verlangen mich
auf bie gtttjrung unb ßeiftungen auSjubetjnen ift, hat fiel) ba3 (EntlaffungSjeugniS
bei Öefcrlingl ohne »eitere! aud) auf beffen ffienntniffe, gähigleiten wtb Setragen
jtt etftreden.

2 ) Tsüi bie in Styot&elen befdjäftigten Sltbetter ufro. gelten alfo bie SäefHmmungen
ber ©ero.D,

3) 3)iefer ^aragtiipfi ift für bie Hebung ber ftftbtifcben Utnfajjfteuer bon Stüo
tbefenberedjtigungen tum großer SBebeutung, tnbetn au8 ihm folgt, bnfj yipotlietcn
ptiutteciien, meldte mit beut ©igentum au einem ®runbftttd öerbunben iinb, al? iöeftanb«
teile beS ©tunbftttdä gelten unb bähet rote biefei! einer Umfafcfteuet unterliegen. (SKäfiereS
f. in Seil xi\.)

*) SBcnbet man biefe Söeftimmungen auf bie äLbothelen an, fo folgt barau3, bnfj
als 3ubehör bjto. als Sßertinensftttde einer Slöotbefe anjufehen finb: alle äRafje,
©eroidjte, ®erätfd)aften, ©efäfje ufro. in ben Slöotbefenräumen,alte Sfööbelfrüde in ben
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Die vorübergehende Benutzung einer Sache für den wirtschaftlichen
Zweck einer anderen begründet nicht die Zubehöreigenschaft. Die vorüber¬
gehende Trennung eines Zubehörstücks von der Hauptsache hebt die Zu¬
behöreigenschaft nicht auf.

Verjährung-.
§ 196. In zwei Jahren verjähren die Ansprüche
1. der Kaufleute, Fabrikanten, Handwerker und derjenigen, welche

ein Kunstgewerbe betreiben, für Lieferung von Waren. Ausführung
von Arbeiten und Besorgung fremder Geschäfte, mit Einschluß der
Auslagen, es sei denn, daß die Leistung für den Gewerbebetrieb des
Schuldners erfolgt 1);

14. der Ärzte, insbesondere auch der Wundärzte, Geburtshelfer, Zahn¬
ärzte und Tierärzte, sowie der Hebammen für ihre Dienstleistungen,
mit Einschluß der Auslagen.

li

1 ':

Zweites Buch. Recht der Schuldverhältnisse.

Verpflichtung zur Leistung.
§ 270. Der Schuldner hat, sofern nicht ein anderes bestimmt ist,

Vorsatz und Fahrlässigkeit zu vertreten. Fahrlässig handelt, wer die
im Verkehr <-rforderliche Sorgfalt außer acht läßt . . .

Die Haftung wegen Vorsatzes kann dem Schuldner nicht im voraus
erlassen werden.

§ 278. Der Schuldner hat ein Verschulden seines gesetzlichen
Vertreters und der Personen, deren er sich zur Erfüllung seiner Verbind¬
lichkeit bedient, in gleichem Umfange zu vertreten wie eigenes Verschulden 2 ).
Die Vorseiiritt des § 276 Abs. 2 findet keine Anwendung.

Dienstvertrag. 1)
§ 611. Durch den Dienstvertrag wird derjenige, welcher Dienste

zusagt, zur Leistung der versprochenen Dienste, der andere Teil zur Ge¬
währung der vereinbarten Vergütung verpflichtet.

SfcmtorS unb iind) alle SOWbel unb fonfrigen ©erätfefiaften in benjentgen ^Räumen, tuelchc
mit betn 9fyotb>!enbetriebe tu irgenb einem 8 u fontmenr)ang fter)en, alfo j. 33 in bem
Sdilnfvmune, bet beti älpotrjefergerjtlfen ober i'einlinacn (ur Übernadjtung angeroiefen
n't, benti mir btefe Sachen finb beftimmt, bem roirtfcr;apc$en gmed ber ©ou^tfacbe ju
bienen unb ftefjen and) ,ut bet §auiptfac6e in einem bet mirtfdbaftlidjert SBeftimmung ent-
fpredjenben SBerrjältniffe.

SÜe grage, ob Srauföerträge übet 9lpotfteten ber notariellen ßrric&tung bc-
bürfen, ift folgenbermafjen geregelt. Eine febiglidj tmueffiomerte2lpotr)efe ift ju beti
t>erBcgIidt)en Sndten ;,n rennen, eine priötlegierte 3lpotb>fe :,n beti unberoegtteben. Sauf
öertrage über ptiötlegierte Stpottjefen bebürfen bab>r bet füt bie ®runbfrücf8öerläufe
botgefe^etten befonberen ttotatielleti ober geridt)tlidt>en ®rrict)tung. ftaufoerträge über
tonseffionierteStpotr^efen finb bagegen an ferne befonbere gorm gebunben.

') 2tud) bie gorberungen bei Slpotbefer berjätjren banndt in 2 galten. Sie
2Serjäi)rung wirb nidit unterbrochen burdj ein einfache« äMmberfabren, fonbern nur:
a, butdi färiftlicr)eä MnerfenntniS bei SBeredjtigungber Sortierung feitcnS beä
@cr)ulbner8; h. bureb äbjaMung; c. burd; geriditlidje ßlage refo. SablungSbefef)! ober
d. bind) atnmelbuttg jum ffonfurfe.

2) § 278 toinnit jut Stnroenbung, wenn ei fidj um ©rfttuung einer SSetbtnbHdjIett
beS SßrinjtpalS buvdt Slngefteflte fjanbelt. Tie ßaftpflic&t bei unerlaubten §anb-
lungen ber ätngeftetlten,olfo wenn biefe in Sfagffibrung üjrer Sßetricbtungen einem
onberen (Scbaben jugefügi baben, regell fidt) ttocfi § 831 S.®.93. (f. 2. 103).

:>) gtlr aipotlelergebilfen, bie nicht al« §anblung8gebtffenanjufeben finb bjjto.
tum ben ©eriebten nicht' alä foldbe angefefen werben, regeln fidt) ibre reriitlidicn äßet

, ■



100 VIII. Handelsrecht, Bürgerliches und Strafrecht.

Gegenstand des Dienstvertrages können Dienste jeder Art sein.
§ 612. Eine Vergütung gilt als stillschweigend vereinbart, wenn die

Dienstleistung den Umständen nach nur gegen eine Vergütung zu erwarten ist.
Ist die Höhe der Vergütung nicht bestimmt, so ist bei dem Bestehen

einer Taxe die taxmäßige Vergütung, in Ermangelung einer Taxe die übliche
Vergütung als vereinbart anzusehen.

§ 613. Der zur Dienstleistung Verpflichtete hat die Dienste im Zweifel
in Person zu leisten. Der Anspruch auf die Dienste ist im Zweifel nicht
übertragbar.

§ 614. Die Vergütung ist nach der Leistung der Dienste zu entrichten.
Ist die Vergütung nach Zeitabschnitten bemessen, so ist sie nach
dem Ablauf der einzelnen Zeitabschnitte zu entrichten.

§ 615. Kommt der Dienstberechtigte mit der Annahme der Dienste
in Verzug, so kann der Verpflichtete für die infolge des Verzugs nicht
geleisteten Dienste die vereinbarte Vergütung verlangen, ohne zur Nach¬
leistung verpflichtet zu sein. Er muß sieh jedoch den Wert desjenigen
anrechnen lassen, was er infolge des Unterbloibens der Dienstleistung
erspart oder durch anderweitige Verwendung seiner Dienste erwirbt oder
zu erwerben böswillig unterläßt.

§ 616. Der zur Dienstleistung Verpflichtete wird des Anspruchs auf
die Vergütung nicht dadurch verlustig, daß er für eine verhältnismäßig
nicht erhebliche Zeit durch einen in seiner Person liegenden Grund
ohne sein Verschulden an der Dienstleistung verhindert wird 1).
Er muß sich jedoch den Betrag anrechnen lassen, welcher ihm für die Zeit
der Verhinderung aus einer auf Grund gesetzlicher Verpflichtung bestehen¬
den Kranken- oder Unfallversicherung zukommt 2).

§ 617. Ist bei einem dauernden Dienstverhältnisse, welches die Er¬
werbstätigkeit des Verpflichteten vollständig oder hauptsächlich in An¬
spruch nimmt, der Verpflichtete in die häusliche Gemeinschaft aufge¬
nommen, so hat der Dienstberechtigte ihm im Falle der Erkrankung die
erforderliche Verpflegung und ärztliche Behandlung bis zur Dauer
von sechs Wochen, jedoch nicht über die Beendigung des Dienstverhält¬
nisses hinaus, zu gewähren, sofern nicht die Erkrankung von dem Ver¬
pflichteten vorsätzlich oder durch grobe Fahrlässigkeit herbeigeführt worden
ist 3). Die Verpflegung und ärztliche Behandlung kann durch Aufnahme

bffltniffe lebiglid) und) ben SBeftimmungen über ben Xicuftucrtrag. 3)ic SSeftitnmungen
fommeu abet audj gang ungemein für !panblung8geljü'fen mfotoett in SSetradjt, at8 5a?
Jp.ö.S. in [einem [elften 2tbfdmttt nidjt ein anbetet angeorbnet hat.

!) 2>er ©etjaÜSanfprudj eine? Sutgeftetlten ift nadj biefer SSefhmtramg olfo nidjt
tote und) § 63 §.©.58. in jcbetn gafle unberfdjulbeten Unglucß, fonbem nur bann be<
grünbet, toenn bie 83eljinberung eine „öertjaltmlmäfjig mdjt erijeblidje ;>,eit" ausfüllt.
£)b bie§ antrifft ober nidjt, beurteilt [idj im einzelnen Satle uad) beiu S3ert)ältni3,
in bent bie Sänge ber Unterbrechung jut Cänge ber Sbienftjeit ftct)t. ©aljer fönnen 5. 53.
inilitärifcfje Übungen oon fectjStoödjentÜdjer Xauer unter Itmftäubeu bei jahrelanger
Xätigfeit als rierhältuiSmäfjig nicht ertjeblidje, in anbeten Jällen toieber al2 erljeblidje
Unterbrechungen nugejebeu werben.

2) SSährenb § 63 bei §.©.53. ben §anblung8geb,ilfen für nid)t berpfltdjtet erftart,
fid) ben SBetrag anrechnen ,ui laffen, ber ihm für bie ;jeit ber S8ert)inberung aus einer
föranlen- ober Unfallöerfidjerung jutommt, uub eine biefer Sßorfcbrifl »utoiber-
laufenbc Vereinbarung ausbrüdlid) für uiditig bejeid)net, ift im § 616 beS 83.©.33, gerabe
ba2 ©egenteil angeorbnet. §ier mufs fid) ber jur Xieuftleiftuug JBerpfttdjtete einen
foldjcn Soetrag anredjncn (äffen.

3) ßur Verpflegung uub ärjtlidjen SSeljanblung bürfte audj bie ©etoäfyrung
freier üfrgnei yu rennen [ein. &odj treten alle biefe Verpflichtungenbes § 617 nur
ein, wenn folgenbe SJorauSfefcungen erfüllt [inb:
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des Verpflichteten in eine Krankenanstalt gewährt werden. Die Kosten
können auf die für die Zeit der Erkrankung geschuldete Vergütung an¬
gerechnet werden. Wird das Dienstverhältnis wegen der Erkrankung von
dem Dienstberechtigten nach § 626 gekündigt, so bleibt die dadurch herbei¬
geführte Beendigung des Dienstverhältnisses außer Betracht 1).

Die Verpflichtimg des Dienstberechtigten tritt nicht ein, wenn für die
Verpflegung und ärztliche Behandlung durch eine Versicherung oder
durch Einrichtung der öffentlichen Krankenpflege Vorsorge getroffen ist.

§ 618. Der Dienstberechtigte hat Räume, Vorrichtungen oder
Gerätschaften, die er zur Verrichtung der Dienste zu beschaffen hat,
SO einzurichten und zu unterhalten und Dienstleistungen, die unter seiner
Anordnung oder seiner Leitung vorzunehmen sind, so zu regeln, daß der
Verpflichtete gegen Gefahr für Leben und Gesundheit soweit geschützt ist,
als die Natur der Dienstleistung es gestattet.

Ist der Verpflichtete in die häusliche Gemeinschaft aufgenommen, so
hat der Dienst berechtigte in Ansehung des Wohn- und Schlafraumes,
der Verpflegung sowie der Arbeits- und Erholungszeit diejenigen Einrich¬
tungen und Anordnungen zu treffen, welche mit Rücksicht auf die Ge¬
sundheit, die Sittlichkeit und die Religion des Verpflichteten erforder¬
lich sind.

Erfüllt der Dienstberechtigte die ihm in Ansehung des Lebens und
der Gesundheit des Verpflichteten obliegenden Verpflichtungen nicht, so
finden auf seine Verpflichtung zum Schadenersatz die für unerlaubte Hand¬
lungen geltenden Vorschriften der §§ 842—846 entsprechende Anwen¬
dung.

§ 619. Die dem Dienstberechtigten nach den §§ 617, 618 obliegenden
Verpflichtungen können nicht im voraus durch Vertrag aufgehoben oder
beschränkt werden.

§ 620. Das Dienstverhältnis endigt mit dem Ablauf der Zeit, für die
es eingegangen ist.

Ist die Dauer des Dienstverhältnisses weder bestimmt noch aus
der Beschaffenheit oder dem Zwecke der Dienste zu entnehmen, so kann
jeder Teil das Dienstverhältnis nach Maßgabe der §§ 621—623 kündigen.

§ 621. Ist die Vergütung nach Tagen bemessen, so ist die Kündigung
an jedem Tage für den folgenden Tag zulässig.

Ist die Vergütung nach Wochen bemessen, so ist die Kündigung nur
für den Schluß einer Kalenderwoche zulässig; sie hat spätestens am ersten
Werktage der Woche zu erfolgen.

Ist die Vergütung nach Monaten bemessen, so ist die Kündigung nur
für den Schluß eines Kalendermonats zulässig; sie hat spätestens am fünf¬
zehnten des Monats zu erfolgen.

a. bauernbeg Tu-iiftbevitnliiu», toeldbeä bie (&croetbgt5tigfrit be8 Verpflichteten
bollftänbig ober hmiptfrichlid) in 2htft>rud| nimmt;

i) Slufnabme be8 8Seröftid>teten m bie bäuSltdbe ©emetnfd&aft;
i nulii dorfäöli^e ober grob fabrläffige Herbeiführung ber grfronfung.
Ülnoefteftte roeld&e in bie bäuSItcbe ©emeinfc&afl be8 Vrhtjifcäfö aufgenommen

finb hoben jebo'di einen Stnförucb, auf Verpflegung unb ältliche Söebanblung nur bann,
wenn bie ©rfeanfung tt>Sf)tenb bei Sienftberhättniffeä ftdj eingeftelll bot, olfo erft, nad).
bem [te ibte Stellung angetreten haben. (D.S.®. ftolmat 14. Februar 1905, Wi[]\<\.

M 35 hin Metern gcule (wenn infolge bet Sftanlbetl bem 9tngefteHten geHtnbig!
roirb) iß bie Verpflegung unb ärstlid&e Sßebanblung mich über bie SSeenbigung beä SMenft-
derbaltniffeS binauS auf bolle fecbS Sorben 311 gewähren.



102 VIII. Handelsrecht, Bürgerliches und Strafrecht.

Ist die Vergütung nach Vierteljahren oder längeren Zeitabschnitten
bemessen, so ist die Kündigung nur für den Schluß eines Kalenderviertel¬
jahres und nur unter Einhaltung einer Kündigungsfrist von sechs Wochen
zulässig.

§ 622. Das Dienstverhältnis der mit festen Bezügen zur Leistung
von Diensten höherer Art Angestellten, deren Erbwerbstätigkeit durch
das Dienstverhältnis vollständig oder- hauptsächlich in Anspruch genommen
wird, insbesondere der Lehrer, Erzieher, Privatbeamten, Gesellschafterinnen,
kann nur für den Schluß eines Kalendervierteljahres und nur unter Ein¬
haltung einer Kündigungsfrist von sechs Wochen gekündigt werden, auch
wenn die Vergütung nach kürzeren Zeitabschnitten als Vierteljahren be¬
messen ist 1 ).

§ 623. Ist die Vergütung nicht nach Zeitabschnitten be¬
messen, so kann das Dienstverhältnis jederzeit gekündigt werden; bei
einem die Erwerbstätigkeit des Verpflichteten vollständig oder hauptsäch¬
lich in Anspruch nehmenden Dienstverhältnis ist jedoch eine Kündigungs¬
frist von zwei Wochen einzuhalten.

§ 624. Ist das Dienstverhältnis für die Lebenszeit einer Person oder
für längere Zeit als fünf Jahre eingegangen, so kann es von dem Verpflich¬
teten nach dem Ablauf von fünf Jahren gekündigt werden. Die Kün¬
digungsfrist, beträgt sechs Monate.

§ 625. Wird das Dienstverhältnis nach dem Ablauf der Dienstzeit
von dem Verpflichteten mit Wissen des anderen Teiles fortgesetzt, so
gilt es als auf unbestimmte Zeit verlängert, sofern nicht der andere Teil un¬
verzüglich widerspricht.

§ 626. Das Dienstverhältnis kann von jedem Teile ohne Einhaltung
einer Kündigungsfrist gekündigt werden, wenn ein wichtiger Grund
vorliegt 2 ).

§ 627. Hat der zur Dienstleistung Verpflichtete, ohne in einem dauern
den Dienstverhältnisse mit testen Bezügen zu stehen, Dienste höherer Art
zu leisten, die auf Grund besonderen Vertrauens übertragen zu werdeji
pflegen, so ist die Kündigung auch ohne die im § 626 bezeichnete Voraus¬
setzung zulässig.

Der Verpflichtete darf nur in der Art kündigen, daß sich der Dienst¬
berechtigte die Dienste anderweit beschaffen kann, es sei denn, daß ein
wichtiger Grund für die unzeitige Kündigung vorliegt. Kündigt er ohne
solchen Grund zur Unzeit, so hat er dem Dienstberechtigten den daraus
entstehenden Schaden zu ersetzen.

§ 628. Wird nach dem Beginn der Dienstleistung das Dienstverhältnis
auf Grund des § 626 oder des § 627 gekündigt, so kann der Verpflichtete
einen seinen bisherigen Leistungen entsprechenden Teil der Vergütung
verlangen. Kündigt er, ohne durch vertragswidriges Verhalten des anderen
Teiles dazu veranlaßt zu sein, oder veranlaßt er durch sein vertragswidriges
Verhalten die Kündigung des anderen Teiles, so steht, ihm ein Anspruch
auf Vergütung insoweit nicht zu, als seine bisherigen Leistungen infolge
der Kündigung für den anderen Teil kein Interesse haben. Ist die Ver-

x) (fe ift an^uner-men, bafj bie Sfliigreit bet angepeilten Slpotljeter als Seiftung
Bon Xicnften böbeter 9trt ansufeben ift uuo ihr ffiünbigunggtterrjciltniä nur beut § 622
unterliegt, alfo, rote es ba8 §.©.S3. in § 66 für bie ^anblungSgebilfen beftimmt, eben¬
falls ein bierteljäbrlicbeä ift.

2) SBäbrenb bal §.®.93. für bie Beurteilung foldjer „rnidjtiget ©tünbe" mehr-
fndie SBeifpiele angibt, überläfjt baS S8.65.SJ. bie SBürbigung btefet Stille gartj bem riebter«
lidii'ii (i'vmeffeit.
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gütung für eine spätere Zeit im voraus entrichtet, so hat der Verpflichtete
sie nach Maßgabe des § 347 oder, wenn die Kündigung wegen eines l'ni-
standes erfolgt, den er nicht zu vertreten hat, nach den Vorschriften über
die Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereicherung zurückzuerstatten.

Wird die Kündigung durch vertragswidriges Verhalten des anderen
Teiles veranlaßt, so ist dieser zum Ersätze des durch die Aufhebung des
Dienstverhältnisses entstehenden Schadens verpflichtet.

§ 629. Nach der Kündigung eines dauernden Dienstverhältnisses hat
der Dienstberechtigte dem Verpflichteten auf Verlangen angemessene Zeit
zum Aufsuchen eines anderen Dienstverhältnisses zu gewähren.

§ 630. Bei der Beendigung eines dauernden Dienstverhältnisses kann
der Verpflichtete von dem anderen Teile ein schriftliches Zeugnis über
das Dienst Verhältnis und dessen Dauer fordern. Das Zeugnis ist auf Ver¬
langen auf die Leistungen und die Führung im Dienste zu erstrecken 1).

Unerlaubte Handlangen.

§ 823. Wer vorsätzlich oder fahrlässig das Leben, den Körper,
die Gesundheit, die Freiheit, das Eigentum oder ein sonstiges Recht eines
anderen widerrechtlich verletzt, ist dem anderen zum Ersatz des daraus
entstehenden Schadens verpflichtet . . .

§ 831. Wer einen anderen zu einer Verrichtung bestellt, ist zum Ersatz
des Schadens verpflichtet, den der andere in Ausführung der Verrichtung
einem Dritten widerrechtlich zufügt. Die Ersatzpflicht tritt nicht ein,
«etin der Geschäftsherr bei der Auswahl der bestellten Person und, sofern
er Vorrichtungen oder Gerätschaften zu beschaffen oder die Ausführung
der Verrichtung zu leiten hat, bei der Beschaffung oder der Leitung die
im Verkehr erforderliche Sorgfalt beobachtet oder wenn der Schaden auch
bei Anwendung dieser Sorgfalt entstanden sein würde-).

Die gleiche Verantwortung trifft denjenigen, welcher für den Geschäfts¬
herrn die Besorgung eines der im Abs. 1 Satz 2 bezeichneten Geschäfte
durch Vertrag übernimmt.

Xcui ßcmbeßgefelbutf) unb bem S8ürgeritd)en ©efefcbucf) fctjliefjen [ich bte
fonluräorbtumg unb bie gioil^roaefeorbnung an. Setbe ©efefce ent¬
halten ebenfalls einige ©efihnmungen, bie an biefet ©teile su ertoäbnen finb.

Konkursord n ■■iijj.
In der Passung der Bk. vom 20. Mai 1898 (R.G.B1. S. 612).

§ 61. Die Konkursforderungen werden nach folgender Rang¬
ordnung, bei gleichem Hange nach Verhältnis ihrer Beträge, berichtigt:

1. die für das letzte -Jahr vor der Eröffnung des Verfahrens oder dem
Ableben (\i^ Gemeinschuldners rückständigen Forderungen an Lohn,
Kostgeld oder anderen Dienstbezügen der Personen, welche sich
dem Gemeinschuldner für dessen Haushalt, Wirtschaftsbetrieb oder
Erwerbsgeschäft zur Leistung von Diensten verdungen hatten;

M Tiefer aSaraaropfj entftmdjt betn § <■'!be3 §.©.S8.
2) Tic Sßegrenjungber siBüred)tHdjen §aft«füd>t bet ©efcpftSintjaoer für

Sßerfeben ihrer Slngefteliten, roelc&e § 831 beS SB.®.», getroffen fjat, entfrriefit im all»
gemeinen bet Regelung, uu-uiic bie rtrafrec&tlidje §aftbarfett butefj bie ©efe&gebung
unb 3tecf,tfared)ung erfahren hat. gn biefer Söejie^ung finb ju Dergleichen § 151 Wciu.C.
unb §367,5 ltr.©.$8. (f. «• 16 ""& 110 )-
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2. die Forderungen der Reichskasse, der Staatskassen und der Ge¬
meinden, sowie der Amts-, Kreis- und Provinzialverbände wegen
öffentlicher Abgaben, welche im letzten Jahre vor der Eröffnung
des Verfahrens fällig geworden sind, oder nach § 65 als fällig gelten ;
es macht hierbei keinen Unterschied, ob der Steuererheber die Ab¬
gabe bereits vorschußweise zur Kasse entrichtet hat;

3. die Forderungen der Kirchen und Schulen, der öffentlichen Ver¬
bände und der öffentlichen, zur Annahme der Versicherung ver¬
pflichteten Feuerversicherungsanstalten wegen der nach Gesetz oder
Verfassung zu entrichtenden Abgaben und Leistungen aus dem
letzten Jahre vor der Eröffnung des Verfahrens;

4. die Forderungen der Ärzte, Wundärzte, Tierärzte, Apo¬
theker, Hebammen und Krankenpfleger wegen Kur- und Pflege¬
kosten aus dem letzten Jahre vor der Eröffnung des Verfahrens 1)
insoweit der Betrag der Forderungen den Betrag der taxmäßigen
Gebührnisse nicht übersteigt;

5. die Forderungen der Kinder, der Mündel und der Pflegebefohlenen
des Gemeinschuldners in Ansehung ihres gesetzlich der Verwaltung
desselben unterworfenen Vermögens; das Vorrecht steht ihnen nicht
zu, wenn die Forderung nicht binnen zwei Jahren nach Beendigung
der Vermögensverwaltung gerichtlich geltend gemacht und bis zur
Eröffnung des Verfahrens verfolgt worden ist;

6. alle übrigen Konkursforderungen.
§ 239. Schuldner, welche ihre Zahlungen eingestellt haben, oder über

deren Vermögen das Konkursverfahren eröffnet worden ist, werden wegen
betrüglichen Bankerutts mit Zuchthaus bestraft, wenn sie in der
Absicht, ihre Gläubiger zu benachteiligen:

1. Vermögensstücke verheimlicht oder beiseite geschafft haben;
2. Schulden oder Rechtsgeschäfte anerkannt oder aufgestellt haben,

welche ganz oder teilweise erdichtet sind;
3. Handelsbücher zu führen unterlassen haben, deren Führung

ihnen gesetzlich oblag, oder
4. ihre Handelsbücher vernichtet oder verheimlicht, oder so geführt

oder verändert haben, daß dieselben keine Übersicht des Vermögens¬
zustandes gewähren.

Sind mildernde Umstände vorhanden, so tritt Gefängnisstrafe nicht
unter drei Monaten ein. i

§ 240. Schuldner, welche ihre Zahlungen eingestellt haben, oder über
deren Vermögen das Konkursverfahren eröffnet worden ist, werden wegen
einfachen Bankerutts mit Gefängnis bestraft, wenn sie:

1. durch Aufwand, Spiel oder Wette, oder durch Differenzhandel mit
Waren oder Börsenpapieren übermäßige Summen verbraucht haben
oder schuldig geworden sind;

2. in der Absicht, die Krüffnung des Konkursverfahrens hinauszuschieben.
Waren oder Wertpapiere auf Kredit entnommen und diese Gegen¬
stände erheblieh unter dem Werte in einer den Anforderungen einer
ordnungsmäßigen Wirtschaft widersprechenden Weise veräußert oder
sonst weggegeben haben;

!) Xnf) eä bor ©emeinfdb/ufbnet felbft ift, bei [idj in .Stitr unb Pflege befanb, ifi nicht
nottoenbtg. XciS Sottedjt ift auch bann begtünbet, tuenn bte Stoffen butcf) bte ffitftanfung
eineJ £5famUienanget)öttgen, ©ienftboten ufro. entftanben [inb, foferti bet Q)e
metnfdjutbnet, olme bafj et gefefelidi) biev.ut t>etpfttcf)tet ift, einen 2ltjt mit bet SBefjanb-
luttg beauftragt bjw. SÄtjneien belogen hat.
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.'!. Handelsbücher zu führen unterlassen haben, deren Führung
ihnen gesetzlich oblag, oder dieselben verheimlicht, vernichtet oder
so unordentlich geführt haben, daß sie keine Übersicht ihres Ver¬
mögenszustandes gewähren, oder

4. es gegen die Bestimmung des Handelsgesetzbuchs unterlassen haben,
die Bilanz ihres Vermögens in der vorgeschriebenen Zeit zu
ziehen.

Neben der Gefängnisstrafe kann in den Fällen der Nr. 1, 2 auf Verlust
der bürgerlichen Ehrenrechte erkannt werden.

Sind mildernde Umstände vorhanden, so kann auf Geldstrafe bis zu
6000 Mark erkannt werden.

Zivilprozeßordnung.
In der Fassung der Bk. vom 20. Mai 1898 (R.G.B1. S. 410).

§ 811. Folgende Sachen sind der Pfändung nicht unterworfen:
7. bei . . . Beamten, . . . sowie Ärzten und Hebammen die zur

Verwaltung des Dienstes oder Ausübung des Berufes erforderlichen
Gegenstände, sowie anständige Kleidung;

9. die zum Betriebe einer Apotheke unentbehrlichen Ge¬
räte, Gefäße und Waren 1).

@§ folgen uumnel)v bie bem (Miete be§ ©trafrechtS unb be§ gerichtlichen" - - ' ~i»-^ff^^rtit AitA*>linr<nthpn Sftoimanafofao* Sa£ ^fv^v^^f^j.SB«
6i
bos

Jerfar)ren3 in ©trnffadjen nngeljörenbeit [Reta)3gefe$e: ba§ ©trafgefefc
ud), bie @traf.bto 0-eJ3orbrutttg unb ba§ ©eri$t3berfaffuttg3gefe| für
03 Seutfcbe Weich, foroett ihre Sefltmmungertbiet bort Söebeutung finb.

Strafgesetzbuch für das Deutsche Reich.
Vom 15. Mai 1871 (B G.B1. 1876 S. 40).

Strafen.

§ 40. Gegenstände, welche durch ein vorsätzliches Verbrechen oder
V ergehen hervorgebracht, oder welche zur Begehung eines vorsätzlichen
Verbrechens oder Vergehens gebraucht oder bestimmt sind, können,
sofern sie dem Täter oder einem Teilnehmer gehören, eingezogen werden-).
Die Einziehung ist im Urteile auszusprechen.

Teilnahme.

§ 47. Wenn mehrere eine strafbare Handlung gemeinschaftlich aus¬
führen, so wird jeder als Täter bestraft.

§ 48. Als Anstifter wird bestraft, wer einen anderen zu der von
demselben begangenen strafbaren Handlung durch Geschenke oder Ver-
sprechen, durch Drohung, durch Mißbrauch des Ansehens oder der Gewalt,
durch absichtliche Herbeiführung oder Beförderung eines Irrtums oder
durch andere Mittel vorsätzlich bestimmt hat.

Die Strafe des Anstifters ist nach demjenigen Gesetze festzusetzen,
welches auf die Handlung Anwendung findet, zu welcher er wissentlich
angestiftet hat.

1) SttnberS ieboir) beim ffionfurSöerfaljren. Tic SonfurSorbnung fagl (jierju in
§ 1 äbf. 2: Tic im § «n 9lr. 9 bei Sibilbrojefiorbnungöorgefe^enen Sefajränfungen
fommen im "tfonrurSberfaljren nidjt jur Slrtroenbung."

2) SBei Übertretungen" (olfo j. S8. Serlauf ntcr)t freigegebener älrgneimittel
burefi S>rootften) ifl bie ghuiebung [omit nicht suläffig; in [olctjen gälten famt baiicv
mich, nicht' auf SBernt^tung erfanni werben (ffi.@. 7. Wfrtit 1898, &©.«. II, ®. 243).
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i; 4i). Als Gehilfe wird bestraft, wer dem Täter zur Begehung des
Verbrechens oder Vergehens durch Rat oder Tat wissentlich Hilfe ge¬
leistet hat.

Die Strafe des Gehilfen ist nach demjenigen Gesetze festzusetzen,
welches auf die Handlung Anwendung findet, zu welcher er wissentlich
Hilfe geleistet hat, jedoch nach den über die Bestrafung des Versuches
aufgestellten Grundsätzen zu ermäßigen.

Vergehen wider die Sittlichkeit.
§ 184.!) Mit Gefängnis bis zu einem Jahre und mit Geldstrafe bis

zu eintausend Mark oder mit einer dieser Strafen wird bestraft, wer
3. Gegenstände, die zu unzüchtigem Gebrauche bestimmt

sind, an Orten, welche dem Publikum zugänglich sind, ausstellt
oder solche Gegenstände dem Publikum ankündigt oder anpreist-).

Neben der Gefängnisstrafe kann auf Verlust der bürgerlichen Ehren
rechte sowie auf Zulässigkeit von Polizeiaufsicht erkannt werden.

Verbrechen und Vergehen wider das Leben.
§ 219. Mit Zuchthaus bis zu zehn Jahren wird bestraft, wer einer

Schwangeren, welche ihre Frucht abgetrieben oder getötet hat, gegen
Entgelt die Mittel hierzu verschafft, bei ihr angewendet oder ihr beige¬
bracht hat :i).

§ 220. Wer die Leibesfrucht einer Schwangeren ohne deren
Wissen und Willen vorsätzlich abtreibt oder tötet, wird mit Zuchthaus
nicht unter zwei Jahren bestraft.

Ist durch die Handlung der Tod der Schwangeren verursacht worden,
si i tritt Zuchthausstrafe nicht unter zehn Jahren oder lebenslängliche Zucht¬
hausstrafe ein.

§ 222. Wer durch Fahrlässigkeit den Tod eines Menschen ver¬
ursacht, wird mit Gefängnis bis zu drei Jahren bestraft 1).

i) § 184 in bcr gaffung beS ®efe|eS botn 25. Sunt 1900 (8J.®.S81. 5. 301).
2 ) ßterunter fallen und) Sßorbeugungämittel gegen ©efdjledbtgfranihetten

(V.M. I «erlin 2.5. ftuli 1904, 2.®. Hamburg 20. Suli 1904, ^b.^lq. 1904 9k. 62; ;K.W.
19. >ui 1903, ^b.tftg. 1903 9fr. 93). 9ßoIt§eibetorbnungen, wM ^' Deri gleichen ®egen-
ftanb betreffen, in ihren 2tnorbnungen aber über bie SSeftimmung in § 184, 3 Str.©.S8.
feinau§ger)en, finb ungültig («.CS. 12. ©ejember 1900, P).3tg. 1900 9fr. 102).

:i) Tie wiffentliche Stbgabe untauglicheräRittel ,',nr Abtreibung ber Ceibeä-
i nicht unter «orfüiegelung ber Stauglichleit ifi fein SSetrug (81.®. 3. ^utt 1903 unb
September 1906, $b.|jtg. 1904, SRr. 33 unb 1905, 9fr. 79), roohl aber ein ftrafbarer SBe-
trugSberfucb, (9?.®. 21. Wpxü 1906, 4>b.;jta, 1906 9er. 90).

4 ) 2>a3 Strafgefefcbucb belmnbelt in $ 222 bie fahrläffige lüttiua. unb in § 230 bie
fahrläffige ftötberberlefcung. SBeibe ^aragrabhen erbubeit bie Strafen, roenn ber Jäter
yi ber Saufmerffarrtfett, welche er außer Saugen febte, bermöge feines 2lmte8, SBerufeS
ober ©eroerbeS befonberS beipflichtet roar. ffitne JEörperberlehung (Ibtuini) fann ebenfo«
root)I burdj eine fahrläffige ttnrerlaffung, als btirdi eine fahrläffige Eätigfetl berurfadjt
werben, gfahrläffigieit ift und) ber Qutnlatur be3 91.®. «ußerächflaffenber pfiielit
gemäßen Soreifnlt bei SBorauSfehbarfeit beS Erfolges. Xer Staufaläufammenr)ang jroifchen
Der bie Sßerlejjung einer SöerufSbflidjt enthaltenben ipanblung unb Deut eingetretenen
rechtSWibrigen (Srfolge ift bann als auSgefdjloffen ju eradjten, roenn feftftchi, baß Der
ieiuere aud) ohne Vorliegen Der etfteren eingetreten fein roürbe (»t.®. 20. Xe,',etuber 1886).

(Sine SSerurfachung bei lobe* eine* SKenfchen burch A-ribrläffuifett ift bägegen an«
genommen roorben, roenn ein älbotheler bei Sßerorbnung eine* ftnrf roirfenben ®ifte3
in übermäßigen, mit ben ipödjftgaben beS Strsneibuche? nicht im (Einflang ftebeubeu
Xofcn, bie befonbere Erflärung beS Sftjteä mdit eingehalten bat (9t.®. 27. SJcärj 1888).
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Wenn der Täter zu der Aufmerksamkeit, welche er aus den Augen
setzte, vermöge seines Amtes, Berufes oder Gewerbes 1) besonders ver¬
pflichtet war, so kann die Strafe bis auf fünf Jahre Gefängnis erhöht werden.

Körperverletzung.
§ 229. Wer vorsätzlich einem anderen, um dessen Gesundheit zu be¬

schädigen, Gift oder andere Stoffe beibringt, welche die Gesundheit zu
zerstören geeignet sind, wird mit Zuchthaus bis zu zehn Jahren bestraft.

Ist durch die Handlung eine schwere Körperverletzung verursacht
worden, so ist auf Zuchthaus nicht unter fünf Jahren und, wenn durch
die Handlung der Tod verursacht worden, auf Zuchthaus nicht unter zehn
Jahren oder auf lebenslängliches Zuchthaus zu erkennen.

§ 230. Wer durch Fahrlässigkeit die Körperverletzung ,-ine.s
anderen verursacht, wird mit Geldstrafe bis zu 900 Mark oder mit Ge¬
fängnis bis zu zwei Jahren bestraft.

War der Täter zu der Aufmerksamkeit, welche er aus den Augen setzte,
vermöge seines Amtes. Berufes oder Gewerbes besonders verpflichtet,
SO kann die Strafe auf drei Jahre Gefängnis erhöht werden 2).

§ 231. In allen Fällen der Körperverletzung kann auf Verlangen des
Verletzten neben der Strafe auf eine an denselben zu erlegende Buße bis
zum Betrage von sechstausend Mark erkannt werden.

Eine erkannte Buße schließt die Geltendmachung eines weiteren Ent¬
schädigungsanspruchs aus.

Für diese Buße haften die zu derselben Verurteilten als Gesamt¬
schuldner.

ij 232. Die Verfolgung leichter vorsätzlicher, sowie aller durch Fahr¬
lässigkeit verursachter Körperverletzungen (§§ 223, 230) tritt nur auf An¬
trag ein, insofern nicht die Körperverletzung mit Übertretung einer Amts-,
Berufs- oder Gewerbepflicht begangen worden ist»).

Betrug.
is 263 Wer in der Absicht, sich oder einem Dritten einen rechts¬

widrigen Vermögensvorteil zu versebaffen, das Vermögen eines anderen
i) Unter betn ®ewerbe" ifi nidE)l ein gefe&flcb umfebriebenet JfteiS nun SBefug-

niffen fonbern iebe f'örtgefefete auf grwerb gerichtete fcätigfeil ;,u betftefjen. 93ei Drogiften
liegt baber auch bann bie Stufjeradbtloffung einer »ufmerffamteit, »u tafle bureb ,i,v
®ewerbe befonberS berbflicbtet finb, bor werm fte emen tbnen ßcfe|Itdj mebt geftatte ten
fcanbel betreiben (SR.®. 8. Üöril 1895, MI S. 113) .An bem glet^en Urtot wirb
ausgegeben, bofi bie SBeftinttmma tn § 222 btto. 230 2ttf. 2 and) auf Mo ©ebttfen
beä ®efAäft8tnbaberäSlnroenbung finbet.

») Sgl. lm-i7,u bie jjufjnoten ,\u §222. SBerurtetlungen bon Stpotbefern wegen
fabrläffiaer Wröerberlefcung finb natnentlicb einige 3Me wegen unerlaubter Slbgabe
ö o n Tto xp I, i.. m an SDcorpbtniften unb bafeureb bebingter ®eiunbb,ettäfc|äbtgung ber -
fetten erfolgt (u. a. 9i.®. 6. guli 1906, Bfcgtg. 1906 9?r. 55) Stter ««bin arteten

trauter abaibt ohne burefi febriftriebe ®ebraucb3anweifungbarauf aufmerffam ju
ma&en bafibie'felben nur äutaKcfi burefi Einatmen anjuwenben [tnb, bartelt fabr-
S unb lann wenn bureb unriebttgen ®ebraucb ein Scbaben entftebt, wegen ab*
ÄWtSÄ betraft werben (9t.® 24. Slbril 902, P).3tg. 1902 SRr. 35).

») XKw Retterle&ungen, bie in älöotbelen begangen werben, finb
bemnacb bon SlmtS wegen ;,u betfolgen.
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dadurch beschädigt, daß er durch Vorspiegelung falscher oder durch Ent¬
stellung oder Unterdrückung wahrer Tatsachen einen Irrtum erregt oder
unterhält, wird wegen Betruges mit Gefängnis bestraft, neben welchem
auf Geldstrafe bis zu 3000 Mark, sowie auf Verlust der bürgerlichen Ehren¬
rechte erkannt werden kann.

Sind mildernde Umstände vorhanden, so kann ausschließlich auf die
Geldstrafe erkannt werden. Der Versuch ist strafbar 1 ).

Urkundenfälschung.
§ 267. Wer in rechtswidriger Absicht eine inländische oder ausländische

öffentliche Urkunde oder eine solche Privaturkunde, welche zum Be¬
weise von Rechten oder Rechtsverhältnissen von Erheblichkeit ist 2), ver¬
fälscht oder fälschlich anfertigt und von derselben zum Zwecke einer Täu¬
schung Gebrauch macht, wird wegen Urkundenfälschung mit Gefängnis
bestraft.

§ 268. Eine Urkundenfälschung, welche in der Absicht be¬
gangen wird, sich oder einem anderen einen Vermögensvorteil zu ver¬
schaffen oder einem anderen Schaden zuzufügen, wird bestraft, wenn

1. die Urkunde eine Privaturkunde ist, mit Zuchthaus bis zu fünf
Jahren, neben welchem auf Geldstrafe bis zu dreitausend Mark er¬
kannt werden kann;

2. die Urkunde eine öffentliche ist. mit Zuchthaus bis zu zehn Jahren,
neben welchem auf Geldstrafe von einhundertfünfzig bis zu sechs¬
tausend Mark erkannt werden kann.

Sind mildernde Umstände vorhanden, so tritt Gefängnisstrafe ein,
welche bei der Fälschung einer Privaturkunde nicht unter einer Woche,
bei der Fälschung einer öffentlichen Urkunde nicht unter drei Monaten
betragen soll. Neben der Gefängnisstrafe kann zugleich auf Geldstrafe bis
zu dreitausend Mark erkannt werden.

Verletzung fremder Geheimnisse.
§ 300. Rechtsanwälte, Advokaten, Notare, Verteidiger in Strafsachen,

Arzte, Wundärzte, Hebammen, Apotheker, sowie die Gehilfen dieser Per¬
sonen werden, wenn sie unbefugt Privatgeheimnisse offenbaren, die ihnen
kraft ihres Amtes, Standes oder Gewerbes anvertraut sind, mit Geldstrafe
bis zu 1500 Mark oder mit Gefängnis bis zu drei Monaten bestraft 3).

Die Verfolgung tritt nur auf Antrag ein.

x) 2H3 Säetrug ift j. SB. bie abftdjütdj'e SBerwenbung billiger Surrogate bei
oerorbneten Dattel ober teiltoeife gortlaffung teurer SBeftanbteile einer Strjnei be»
[traft «potben. (3t.®. 30 Sunt 1905, P-Stg. 1905 9h. 53.) 9Iudj auf ben Verlauf
Bon ttnrfuugjlojeit, [chroinbelhaftenWetieimmitteln ift ber S8ettug$paragra£h mit
Erfolg angeroenbet roorben.

2) Xie Jtage, ob bna äxjtttche ;)ie/,eru enu- ttrtunbe im ftrafrechtticheri Sinne
ift, ift oom SteichSgericbl in fonftantei SßrartS bejaht werben. Stttgtliche Kegelte finb als
Urhmben, unb j»ai al8 folche SJhKoatutrunben anjufehen, welche geeignet unb beftimml
finb, }um Söeweife recfctgerheblicher tatfachen ;,n bienen (3t.®. 8. Dltobet 1901, Jc.®.2t. IV,
@. 212, ferner 3techtfpr. X, ®. 563).

3 ) Srair ba3 „unbefugte" Offenbaren oon ^rittatgebeimntffen ifi ftrafbar. SDal
Strafgefefebuct) tdfjl alfo eine „befugte" Offenbarung ju, ohne biefe SSefugntS rauf) irgenb
einer »hchtung einjufdbrdnlen; fie fann mitbin burdj eine anbete SSerufSpflichi gegeben
fein (3t.®. 16. SM 1906). Xer SBefifc oon «ßriBatgeheimniffen im Sinne bei §300
beä @tr.@.SB. berechtigt aud) §ur Sßertoeigerung ber StuSfage ali yenge im 3' u i' ," unb
©trafoerfahren.
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Gemeingefährliche Verbrechen und Vergehen.
§ 324. Wer vorsätzlich Brunnen- oder Wasserbehälter, welche zum

Gebrauche anderer dienen, oder Gegenstände, welche zum öffentlichen Ver¬
kaufe und Verbrauche bestimmt sind, vergiftet, oder denselben Stoffe
beimischt, von denen ihm bekannt ist, daß sie die menschliche Gesundheit
zu stören geeignet sind, ingleichen wer solche vergiftete oder mit gefähr¬
lichen Stoffen vermischte Sachen wissentlich oder mit Verschweigung dieser
Eigenschaft verkauft, feilhält oder sonst in Verkehr bringt, wird mit Zucht¬
haus bis zu zehn Jahren und, wenn durch die Handlung der Tod eines
.Menschen verursacht worden ist, mit Zuchthaus nicht unter zehn Jahren
oder mit lebenslänglichem Zuchthaus bestraft.

Übertretungen.
§ 360. Mit Geldstrafe bis zu 150 Mark oder mit Haft wird bestraft:
7. wer unbefugt die Abbildung des Kaiserlichen Wappens oder

von Wappen eines Bundesfürsten oder von Landeswappen ge¬
braucht 1);

8. wer unbefugt. . . Titel 2), Würden oder Adelsprädikate annimmt;

1) 3)ie SBenitjjung bon Sßhantafieroaphen, sßhantafieabletn ujro. ift gejtottet,
ebenfo bütfett ©rogiften unb ffaufleute fielt bet gebräuchlichen aipothefenembtemebe¬
hielten, gerner ift burct) ffioiferi. feerorbnung bom 16. Wim L872 bett beutfdjen gabri-
fanteti ©ebraud) unb ätöbtlbung beS SReichJabierä, jeboch ohne SBenufcung Der gor'm
eines aSaböenf&ilbeg geftottet. Tic ptjrung bei Koten frcitjcö ift baaegen burd)
ein befonberel ©efefc bom 22. SKdrj 1902 berboten (f. Seil X).

2 ) Ter Stuäbrud: ,Iüct" im Sinne beS §360 9rr. 8 3i.Str.©.$8. bezeichnet eine
Mivol) höhere SSetleibung *u ertoerbenbe, mit KongfleHung betbunbene Stellung, alfo
eine amtliche Stellung, »uf bie ©e$eid)nungeri etner ^wiffenfebaftheben ober gewerb¬
lichen !
ober
titel" ^^^^^^^^^
3>oftnrtitel ging nadiüobenbc ________________________________________________
Kel Verordnung betr. die Führung der mit akademischen Graden verbundenen

Titel. Vom 7. April 1897.
§ 1 Preußische Staatsangehörige, welche einen akademischen Grad außerhalb

des Deutschen Reichs erwerben, bedürfen zur Führung des damit verbundenen Titels
der Genehmigung des Ministers der geistlichen usw. Angelegenheiten.

§ 2. Fiü nicht preußische Reichsangehörige und Ausländer, welche einen akade¬
mischen'Grad außerhalb des Deutschen Reiches erwerben, gilt die Bestimmung des
§ I mit der Maßgabe, daß es, sofern sie sich nur vorübergehend oder im amtlichen Auf¬
trage und in beiden Fällen nicht zu literarischen oder sonstigen Erwerbszwecken in
Preußen aufhalten, genügt, wenn sie nach dem Recht ihres Heimatsstaats zur Führung
des Titels befugt sind. „„„„.,, ,,,„.. n , „ _ -

§ 3 Die Frage ob die Voraussetzungen der §§ 29 Ab. 1 und 147 Nr. 3 der R.Gew.O.
vom 21 Juni L869 l. Juli 1883 zutreffen, wird durch die Bestimmungen der §§ 1 und 2
nicht berührt Ebenso bleiben die statuarischen und sonstigen Vorschriften über die
Habilitation von Privatdozenten an den Landesuniversitäten unverändert in Geltung.

8 4 Die vorstehende Verordnung greift bezüglich aller akademischen Grade
Platz welche uaoh -lern 15. April 1897 verliehen werden. Für akademische Grade,
welche vo r diesem Zeitpun Ut verliehen sind, bewendet es bei den bisherigen Bestimmungen.

3>ie ftecötäattltigleil tiefet Setorbnung betätigte ein Urteil be3 £<& Dom guni 1904
(«Bfi ata L904 v'ir 50) i?m "'lujrtitnf, an btefe SBerorbnung haben ftctj im SBege bet «er»
euu.nnt'na'bie'hnitptimlilidt in »etrac&t tommenben »unbegregierungen bahin ber-
ftänbigt nur [oute im SluJIanbe erworbenen Softort1tcl5.tr gtthtung an Sntatbe »u-
äulaffen, bie nicht Wog gleichwertig, [bnbern aud) gleichartig mit bett bon beutfd)en Um-
berfitäten berlietjenen Xofiorlitclu [inb.

e amtliche Stellung. Slnf otc wejetennungeneiner rotnenicnaTutcgen ooer geroero-
cn iättgfcit and) loemi ju bereu ältröttbung eine amtliche Oualtfifatum, 2tö»robation
r gon*effion erforberud) ift, ift bie »eeeichnung „%M U nicht anwenbbar. SDet „8trjt-
1" ift in § 147 Der @ero.D. befonber« gcfchül«, ber ,,9tyotherertitet" nicht. Über bett
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10. wer bei Unglücksfällen oder gemeiner Gefahr oder Not, von der
Polizeibehörde oder deren Stellvertreter zur Hilfe aufgefordert,
keine Folge leistet, obgleich er der Aufforderung ohne erhebliche
eigene Gefahr genügen konnte 1 );

11. wer ungebührlicherweise ruhestörenden Lärm erregt oder wer
groben Unfug verübt.

§ 363. Wer, um Behörden oder Privatpersonen zum Zwecke seines
besseren Fortkommens oder des besseren Fortkommens eines anderen zu
täuschen, . . . Dienst- oder Arbeitsbücher oder sonstige auf Grund be¬
sonderer Vorschriften auszustellende Zeugnisse, sowie Kührungs- oder
Fähigkeitszeugnisse falsch anfertigt oder verfälscht, oder wissent¬
lich von einer solchen falschen oder verfälschten Urkunde Gebrauch macht,
wird mit Haft oder mit Geldstrafe bis zu 150 Mark bestraft.

§ 367. Mit Geldstrafe bis zu 150 Mark oder mit Haft wird bestraft:
3. wer ohne polizeiliche Erlaubnis Gift oder Arzneien, soweit der

Handel mit denselben nicht freigegeben ist, zubereitet, feilhält, ver¬
kauft oder sonst an Andere überläßt 2 );

4. wer ohne die vorgeschriebene Erlaubnis Schießpulver oder andere
explodierende Stoffe oder Feuerwerke zubereilet;

5. wer bei der Aufbewahrung oder bei der Beförderung von Gift¬
waren, Schießpulver oder Feuerwerken, oder hei der Aufbewahrung,
Beförderung, Verausgabung oder Verwendung von Sprengstoffen
oder anderen explodierenden Stoffen, oder' hei Ausübung der Be¬
fugnis zur Zubereitung oder Feilhaltung dieser Gegenstände, sowie
der Arzneien die deshalb ergangenen Verordnungen nicht be-
folgt») j

x) §iet fomint mid) bie güfeleiftung bei SSränben in Settacfot. lim preufstfdjeS
öcfc(5 üom 21. «Bejember 1904 ermädjtigi Sie Sßoliäeibefoörben§unt ffirlaffe bon ^ßoltjei*
berorbnungen über bie öerbflidjtung ;,nr gilfeleifrung bei SBränben. larnufhin finb in
mehreren breufjifcben 9tegierung3beäir!eu unb SBrobinjen SSerorbnungen ergangen,
wetdje bie ^rilfeleiftungbei SBranben bgm. bie SBitbttng bon ^flicbtfeuerroebrenregeln.
Slpotbefcr jinb babei in bet Siegel bon bei Jeilnotjme an ben Übungen unb bon
ber £dfcbbflicr)i augbritdEIid) befreit.

2) Ter sj 367,3 be§ Str.®.58. entfiält eine Strafbefnmmung $ur ©icBetung ber
letbtidien 28or)lfar)rt be3 SBolfeS. ©r richtet iidi ganj allgemein gegen ben unbefugten
Mrjnei« unb ©iftberfebr aufjcrl)n(b ber Sttpotfiefen, betrifft bafjer foroot)! ©rogeu
bänbler, metriie bie für fic mafjgebenbe SBerorbnung bom 22. Dltober 1901 (f. S. 39)
übertreten, wie and) Srjte, lievrir^te, Mronfenanftnltcn,Mriinfenfnfjeit unb Vereine,
ruclcfjc unerlaubterweife Stränden an itjre 5ßotienten bjw. äJHtglieber jelbft abgeben,
©ine genaue Starlegung bev gefamten Folgerungen, bie fidi aus § 367, 3 für ben 2tr$nei<
oerIet)t aufjertjatb ber 2tbott)efe ergeben, inäbefonbere beS 2>tSbenftertecr)teä ber
Stttgte, Mrnnfenfnffen unb Vereine ift in Sern auf S. 39 erturibnten ffiommentar
:,nr SJerorbnung Dom 22. Dllober 1901 bon Sööttget gegeben.

3) Unter ber fterrfohnft beS früheren breufjifdjen ©tr.®.S8. öom II. XHpril 1851
würben bie befonberen SerufSfcfftdjten ber yipotbefer auf (Srunb be3 Söcebijinalebiftä
bom 27. September 1725 unb ber rebibierten Spotrjelerorbnung bom 11. Dltober 1801
im i^feiblinarwege burd) DrbnungSftrafen reffi. 8Jöörobation3entjiet)ungenauf«
recht erhalten. Sterin ift bttrefi boi 8t.©tr.©.SB. infofern eine Sanierung eingetreten,
ate §367,5 aurt) biefe befonberen Serufäbfttdjten bev 3ffcoit)e!er umfafjt. Sßtenn bat)er
ein Stbotijefer biefelbeu oerlebt, fo muf; nunmeirr bie Staats« refp. SßoUjeianwaltfcbafl
angegangen werben, wäb/renb ei nidbi mebr juläffig ift, bafj wegen etwaiger SBerftöfje
gegen biefe ©orfetaiften £rbnungsftrafen oerbängt werben. Tiefe Stuffaffung ift be-
ari'mbct in jwei Urteilen be« breufjifdjen D.S.®. Dom 21). JJuni 1898 unb 26. Dltober
1903, fowie einem öreufjifcben Wün.-M. bom 21. Qanuar 1902 (f. leit xii). Unter
ben „SJerorbnungen iibev bie SluSfibung bev SöefugniS jur flubereitung ober Jetlbaltung
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5a. wer bei Versendung oder Beförderung von leicht entzündlichen
oder ätzenden Gegenständen durch die Post die deshalb er¬
gangenen Verordnungen nicht befolgt;

G. wer Waren, Materialien oder andere Vorräte, welche sich leicht
von selbst entzünden oder leicht Feuer fangen, an Orten oder
in Behältnissen aufbewahrt, wo ihre Entzündung gefährlich werden
kann, oder wer Stoffe, die nicht ohne Gefahr einer Entzündung
beieinander liegen können, ohne Absonderung aufbewahrt;

7. wer verfälschte oder verdorbene Getränke oder Eßwaren,
insbesondere trichinenhaltiges Fleisch feilhält oder verkauft 1).

§ 369. Mit Geldstrafe bis zu 100 Mark oder mit Haft bis zu vier Wochen
werden bestraft:

2. Gewerbetreibende, bei denen zum Gebrauche in ihrem Gewerbe ge¬
eignet!-, mit dem gesetzlichen Eichungsstempel nicht versehene,
<>drr unrichtige Maße, Gewichte oder Wagen vorgefunden
werden, oder welche sich einer anderen Verletzung der Vorschriften
über die Maß- und Gewichtspolizei schuldig machen.

Im Falle der Nr. 2 ist neben der Geldstrafe oder der Haft auf die Ein¬
ziehung der vorschriftswidrigen Maße. Gewichte, Wagen oder sonstigen Meß¬
werkzeuge zu erkennen 2).

im
gefe
fonb

:t atjneten" finb bie gefamten, ben atpothdenbettieb regelnben reidjl- ober (anbei-
jculidicii Sotfdmften ju berfterjen, fo^iel! in 3ßteufjen nicht nur Sßoliäeioetorbnungen,
tbern, tute bal ffi.@. am 24. September 1900 ($r).3tg. 1900 9Jt. 78) entfdjteb, auch

äJcinifterialerlaffe. Salier würbe mich bie preußifäje Mpothefenbetrieblorbnung (f. £eil xiv)
Dom .st.M. unter beut 25. oiili 1901 ($li.;}ta, 1901 9fr. 62) oll rechtlgültigeSBerotbnung
im Sinne bei § 367, 5 Str.®.». erHärt.

Ctbet bie ftmfrecbtlidie Setantmortlicbleit bei SKpofrjelenbefi^erS bei
Suwiberhanblungenfeinet älngejtetlten gegen § 367, 5 Str.©.». traf bal «.«. unter bem
23. gebruar 1893 («ß^-Stg. 1906 9fr. 36) folgenbe Bestellungen:

1. ©in 2lpothefet ift für bie tum feinem ©ehtffen in fetner2lbwefenl)eit begangenen
Übertretungen bei § 367, 5 Str.©.». unb bei § 148,8 8t.®em.D. ftrafrecfitltrb
ueviinlnmniid).

2. Seine Strafbarleii ift jeboefi. aulgefcbloffen, wenn ber ®ebitfe all Steflbertreter
im Sinne bei § 45 a. a. D. unb ohne »ormiffen bei Süpottjeferl hanbelt ober
wenn ber Styotrjefet foiimlil bei ber Slulwahl bei ©eljitfen, all bei ben bemfelben
erteilten 3tnmeifungenallel ihm SKögliche getan t)at, um für ben FJall [einer
Stbmefenheil einem SKijjgriff bei ©ehilfen borjubeugen unb Übertretungenbei
[elben ,511 berbüten.

©iefe ©ntfefieibung bewegt fich alfo auf ber gleic&en ©runblage wie § 161 ber
©em.D. unb § 831 bei ».®.». Srattttlidj bleibt bie SSerantwortltrbfeil ber 2lngeftellten
für ihre öerfeblunaen babureb unberührt, äludj ein Sehrling ift für feine »erfeben unter
Umftänben elMtänbig haftbar (£.©. 1 Berlin L8. SRai 1897, ft.0.8. 11, 3. 168).

') Surch bal 9cahrunglmitteIgefeS bom 14. 2M 1879 (f. Seit XI) ift nach
ber neueren Btecfitfotecfiungber §367, 7 bei Str.®.». nicht au&er Straft gefefet (D.S.®.
Hamburg 28. Sanum 1903, p.fltg. 1903 Sit. 13; ft.0. 1. Sluguft 1903, ^tj.Qta. 1903
9fr 63) ' Me ©efttmmung bei \ 367, i etforbert hmficbtiich bei ,vctihniteu» in objeftioer
Mmficht nicht, bafj bem ©egenftanbe eine jur Eäufcfmng geeignete »ejeic&nung gegeben
Worben ift (SR.®. 11. gebtuat 1882).

2) Sie ffiinjiebung ungeetdjtet STOajje, ®ewtd)te ober unrichtiger Sßagen tn
®emäfcbeti bei §369 bei Str.®.©. tann nur im georbneren Strafüerfarjren erfolgen.
Sie »ollftrechmg bei tlrteitl wie bie »erfügung über bie Konfination ift lebialich Sache
bei ®eticr)tS »ejügii<$ bei »otfc&tiften über SBagen unb ©ewiäjte f. Seil vi.
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Strafprozeßordnung.
Vom 1. Februar J877 (R.G.B1. S. 263).

Sachverständige.
§ 73. Die Auswahl der zuzuziehenden Sachverständigen und die

Bestimmung ihrer Anzahl erfolgt durch den Richter. Sind für gewisse
Arten von Gutachten Sachverständige öffentlich bestellt, so sollen
andere Personen nur dann gewählt werden, wenn besondere Umstände es
erheischen 1).

§ 75. Der zum Sachverständigen Ernannte hat der Ernennung
Folge zu leisten, wenn er zur Erstattung von Gutachten der erforderten
Art öffentlich bestellt ist, oder wenn er die Wissenschaft, die Kunst oder
das Gewerbe, deren Kenntnis Voraussetzung der Begutachtung ist, öffent¬
lich zum Erwerbe ausübt, oder wenn er zur Ausübung derselben öffent¬
lich bestellt oder ermächtigt ist.

Zur Erstattung des Gutachtens ist auch derjenige verpflichtet, welcher
sich zu derselben vor Gericht bereit erklärt hat.

§ 77. Im Falle des Nichterscheinens oder der Weigerung eines zur
Erstattung des Gutachtens verpflichteten Sachverständigen wird dieser
zum Ersätze der Kosten und zu einer Geldstrafe bis zu 300 Mark ver¬
urteilt. Im Falle wiederholten Ungehorsams kann noch einmal eine Geld¬
strafe bis zu 600 Mark erkannt werden . . .

§ 84. Der Sachverständige hat nach Maßgabe der Gebührenordnung 2 )
Anspruch auf Entschädigung für Zeitversäumnis, auf Erstattung der
ihm verursachten Kosten und außerdem auf angemessene Vergütung für
seine Mühewaltung 3 ).

§ 91. Liegt der Verdacht einer Vergiftung vor, so ist die Unter¬
suchung der in der Leiche oder sonst gefundenen verdächtigen Stoffe durch
einen Chemiker oder durch eine für solche Untersuchungen bestehende
Fachbehörde vorzunehmen. Der Richter kann anordnen, daß diese Unter¬
suchung unter Mitwirkung oder Leitung eines Arztes stattzufinden habe.

Beschlagnahme und Durchsuchung.*)
§ 94. Gegenstände, welche als Beweismittel für die Untersuchung von

Bedeutung sein können oder der Einziehung unterliegen, sind in Ver¬
wahrung zu nehmen oder in anderer Weise sicher zu stellen.

J ) gür d)cmifd)C llnterfudjungen jinb gegenwärtig in bet Siegel approbierte
■Rafctungämitteld&emifeT angefteüt, fo bafj ber Styotljelet nur noef) feiten in bic ßage
foiniut, eine cjericfjtticfie Itnterfudjung auSjufttfjren 6311). ein barauf fufjcnbeä Qnfeteffe
abzugeben. Wlcu'buu'bl ift ber 2lpotne!et auf Wrunb ber Bon ihm abgelegten Staats«
Prüfung jut Anfertigung einer tfjetmfdjen 2tnalt)fe befähigt, unb bemnadj ber fRidjtet
auf Wrunb beS § 73 in ber Sage, jeben 2tpotr)e!er eDentueH Ijiernnt beauftragen 511
Wimen.

2) Wcbübrenorbnungfür 8 eu9 en uno Sacfjöcrftäubigc (f. ©. 114).
3) Unter ben „Demrfadjten Soften" finb fotoot)! bic Soften ber ettoa etforberttdjeti

Keife, uue aud) foldjc Auslagen ;u üerfteljeu, uu-lriie beut ©adjbetftänblgen bureb bic
©rftattung beS ©utadjtenS ober burdj bie bemfelben Dorangegangenen [adjperftftnbigen
llntcrfudjungeu etwadjfen finb.

4 ) 2>ic SSeftimmungenber ©tc.Sß.O. über SSefdjIagna^me unb ©utdjfudjung
gelten autf) für bie ;)icüifionen ber SÄüotbefen unb ©rogenljanblungen. 89e«
fdjlagnahmen, Durcbfucftuugeu ber SBobnung foiuie ber fßapiere [tnb alfo hierbei nur
innerhalb ber oon ber «Str.^S.D. gegebeneu ©tenjen juläffig.
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Befinden sich die Gegenstände in dem Gewahrsam einer Person und
werden dieselben nicht freiwillig herausgegeben, so bedarf es der Beschlag¬nahme.

§ 95. Wer einen Gegenstand der vorbezeichneten Art in seinem Ge¬
wahrsam hat, ist verpflichtet, denselben auf Erfordern vorzulegen undauszuliefern.

Er kann im Falle der Weigerung durch die im § 69 bestimmten Zwangs¬
mittel!) hierzu angehalten werden. Gegen Personen, welche zur Ver¬
weigerung des Zeugnisses berechtigt sind, finden diese Zwangsmittel keine
Anwendung.

§ 98 Abs. 1. Die Anordnung von Beschlagnahmen 2) steht
dem Richter, bei Gefahr im Verzug auch der Staatsanwaltschaft und den¬
jenigen Polizei- und Sicherheitsbeamten zu, welche als Hilfsbeamte der
Staatsanwaltschaft den Anordnungen derselben Folge zu leisten haben 3 )

§ 102. Bei demjenigen, welcher als Täter oder Teilnehmer einer straf¬
baren Handlung oder als Begünstigter oder Hehler verdächtig ist, kann
eine Durchsuchung der Wohnung und anderer Räume, sowie seiner
Person und der ihm gehörigen Sachen, sowohl zum Zwecke seiner Ergreifung
als auch dann vorgenommen werden, wenn zu vermuten ist, daß die Durch¬
suchimg zur Auffindung von Beweismitteln führen werde.

§ Kl.") Abs. 1. Die Anordnung von Durchsuchungen steht dem
Richter, bei Gefahr im Verzug auch der Staatsanwaltschaft und den¬
jenigen Polizei- und Sioherheitebeamten zu, welche als Hilfsbeamte der
Staatsanwaltschaft den Anordnungen derselben Folge zu leisten haben.

§ 110. Eine Durchsicht der Papiere des von der Durchsuchung
Betroffenen steht nur dem Richter zu.

Andere Beamte sind zur Durchsicht der aufgefundenen Papiere nur
dann befugt, wenn der Inhaber derselben die Durchsicht genehmigt.
Anderenfalls haben sie die Papiere, deren Durchsicht sie für geboten er¬
achten, in einem Umschlage, welcher in Gegenwart des Inhabers mit dem
Amtssiegel zu verschließen ist, an den Richter abzuliefern.

Dem Inhaber der Papiere oder dessen Vertreter ist die Beidrückung
seines Siegels gestattet; auch ist er, falls demnächst die Entsiegelung oder
Durchsicht der Papiere angeordnet wird, wenn dies möglich, aufzufordern,
derselben beizuwohnen.

Der Richter hat die zu einer strafbaren Handlung in Beziehung stehen¬
den Papiere der Staatsanwaltschaft mitzuteilen.

In <U>v Fassung der Bk. vom 20. Mai 1898 (R.G.B1. S. 371).
§ 33. Zu dem Amte eines Schöffen sollen nicht berufen werden:
1. Personen, welche zur Zeit der Aufstellung der Urliste das 30. Lebens¬

jahr noch nicht vollendet haben;
2. Personen, welche zur Zeit der Aufstellung der Urliste den Wohnsitz

in der Gemeinde noch nicht zwei volle Jahre haben . . .

J ) Söei Übertretungen§afi big fcdi-ö äBocben.
2) ©ei § 98 ipvidit nur öon bet projeffuolen SBefdbfognafjme,bejieb,*. ftrh aber

rtidbt auf Sßräbentiömajjtegeln, meldöe Sßnlijeibeamte im 3nteteffe bet öffenllicben
Orbmma, Donidimcii (9?.@. L6. SUoöember 1885, & XIII, 3. 44).

3 ) '.s>irrlicf geböten u. a. bie Jrriminalfommiffare, Sßoliäeifottimtffare, Sttmiäbot«
ftefter, mctjl aber bie Sßottjeifeftetäte obet Sergeanten, Sdjugleute unb ©enbarmen,
jelbfi bann mein, wenn ftc mit bet Vertretung bor Sßolijei bei ben Sefidf^tigungen be¬
auftragt finb.

BOttger, Apothekengeietze. ;. Aufl. 8
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§ 35. Die Berufung zum Amte eines Schöffen dürfe n ableh neu . . .
3. Ärzte;
4. Apotheker, welche keine Gehilfen haben;
5. Personen, welche das 65. Lebensjahr zur Zeit der Aufstellung der

Urliste vollendet haben, oder dasselbe bis zum Ablaufe des Ge¬
schäftsjahres vollenden würden . . .

§ 85 Abs. 2. Die Vorschriften der §§ 32—35 über die Berufung zum
Schöffenamte finden auch auf das Geschworenenamt Anwendung.

Xas ©ebüljrentoefert behaubeln ebenfalls brei ©efefee, öon benen baS
erfte, bie ©ebübrenorbnung ffirgeuaen unb ©acböerfiänbige ein ffieid)§=
gefetj ift, ruäbrenb bie beiben anbereit ©efejje über bie (Gebühren ber 9J?ebigtnal=
Beamten uftt>. unb bie Jagegdbet unb 9teife!often ber (Staatsbeamten
beut itrenfiifdiett SanbeSrerbt angehören.

(»«»hiihrciioi-diiiiiig; für Xeugcii und Sa«'hv«M'stHiidij>« k.
In der Passung der Bk. vom 20. Mai 1898 (R.G.B1. S. 080).

§ 1. In den vor die ordentlichen Gerichte gehörigen Rechtssachen,
auf welche die Zivilprozeßordnung, die Strafprozeßordnung oder die Kon¬
kursordnung Anwendung findet, erhalten die Zeugen und Sachverständigen
Gebühren nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen,

§ 2. Der Zeuge erhält eine Entschädigung für die erforderliche
Zeitversäumnis im Metrage von 10 Pfg. bis zu einer Mark auf jede ange¬
fangene Stunde ').

Die Entschädigung ist unter Berücksichtigung des von dem Zeugen
versäumten Erwerbes zu bemsesen und für jeden Tag auf nicht mehr als
zehn Stunden zu gewähren . . .

§ 3. Der Sachverständige erhält für seine Leistungen eine Ver¬
gütung nach Maßgabe der erforderlichen Zeitversäumnis im Betrage bis
zu zwei Mark auf jede angefangene Stunde.

Die Vergütung ist unter Berücksichtigung der Erwerbsverhältnisse des
Sachverständigen zu bemessen und für jeden Tag auf nicht mehr als zehn
Stunden zu gewahren.

Außerdem sind dem Sachverständigen die auf die Vorbereitung des
Gutachtens verwendeten Kosten, sowie die für eine Untersuchung ver¬
brauchten Stolle und Werkzeuge zu vergüten-).

§ 4. Bei schwierigen Untersuchungen und Sachprüfungen ist dem
Sachverständigen auf Verlangen für die aufgetragene Leistung eine Ver¬
gütung nach dem üblichen Preise derselben und für die außerdem statt¬
findende Teilnahme an Terminen die im § .'! bestimmte Vergütung zu ge¬
währen.

§ 5. Als versäumt gilt für den Zeugen oder Sachverständigen auch
die Zeit, während welcher er seine gewöhnliche Beschäftigung nicht wieder
aufnehmen kann.

x) Sin nicht unter 2tbf. 3 fallenbet 8 eu 8 e ertjiilt nut öunu Süvifdjfibtgunjj
für Strucrbäbctluft, wenn et tatfarhtich tiviucrfa berfäumt. ©ent Sichtet ftefit eS frei,
einen befonberen SJadjtoeiS bafüt ju betlangen ober ntdjt.

2) (Sine (Jrhöhung ber Sntfchcibigung über Den feftgefejjten §öchftbetrag (ba§
ift 10 SKarl pro Infi für Rennen unb 20 SJcar! ®ebühten pro Sag für Sacf)öerftänbtge)
ift, aud) roenn cjröfsete SBetfäumni? nadjgeroiefen loirb, tiidit ftatthaft. ätpothefem,
welche ohne ©emlfett arbeiten, unb firh bähet bei Sßorlabung als tfeuge oocv »achöer«
ftönbtger einen Vertreter engagieren muffen, ift bie ffirftattung ber 9lu8lagen für biefen
tum ben Berichten in ber Kegel nicht jugebifligt worben. Sn biefem Sinne haben ent>
fchieben: D.S.®. Stettin 14. ©ejembet 1897 unb 8.®. pbeSheim 23. SJtätj 1901.
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§ 6. Mußte der Zeuge oder Sachverständige außerhalb seines
Aufenthaltsortes einen Weg bis zur Entfernung von mein- als 2 Kilo¬
meter zurücklegen, so ist ihm außer den nach §§ 2—5 zu bestimmenden
Beträgen eine Entschädigung für die Reise und für den durch die Ab¬
wesenheit von dem Aufenthaltsorte verursachten Aufwand nach Maßgabe
der folgenden Bestimmungen zu gewähren.

§ 7. Soweit nach den persönlichen Verhältnissen des Zeugen oder
Sachverständigen oder nach äußeren Umständen die Benutzung von
Transportmitteln für angemessen zu erachten ist, sind als Reiseent¬
schädigung die nach billigem Ermessen in dem einzelnen Falle erforder¬
lichen Kosten zu gewähren. In anderen Fällen beträgt die Reiseentschädi-
gung für jedes angefangene Kilometer des Hinweges und des Rückweges
5 Pfg.

§ 8. Die Entschädigung tur den durch Abwesenheit von dem
Aufenthaltsorte verursachten Aufwand ist nach den persönlichen
Verhältnissen des Zeugen oder Sachverständigen zu bemessen, soll jedoch
den Betrag von 5 Mark für joden Tag, an welchem der Zeuge oder Sach¬
verständige abwesend gewesen ist, und von 3 Mark für jedes außerhalb
genommene Nachtquartier nicht übersehreiten.

§ !). Mußte der Zeuge oder Sachverständige innerhalb seines
Aufenthaltsortes einen Weg bis zu einer Entfernung von mehr als
zwei Kilometer zurücklegen, so ist ihm für den ganzen zurückgelegten Weg
eine Reiseentschädigung nach den Vorschriften des § 7 zu gewähren.

§ 10. Konnte der Zeuge oder Sachverständige den erforderlichen Weg
ohne Benutzung von Transportmitteln nicht zurücklegen, so sind
die nach billigem Ermessen erforderlichen Kosten auch außer den in den
§§ 6, 9 bestimmten Fällen zu gewähren.

§ 11. Abgaben für die erforderliche Benutzung eines Weges sind
in jedem Falle zu erstatten.

§ 12. Bedarf der Zeuge wegen jugendlichen Alters oder wegen Ge-
brechen eines Begleiters, so sind die bestimmten Entschädigungen für
beide zu gewähren.

§ 13. Soweit für gewisse Arten von Sachverständigen besondere
Taxvorschrift en bestehen, welche an dem Orte des Gerichts, vor welches
die Ladung erfolgt, und an dem Aufenthaltsorte des Sachverständigen
gelten, kommen lediglich diese Vorschriften in Anwendung. Gelten solche
Taxvorschriften nur an einem dieser Orte, oder gelten an demselben
verschiedene Taxvorschriften, so kann der Sachverständige die Anwen¬
dung der ihm günstigeren Bestimmungen verlangen . . .

§ 15. Ist ein Sachverständiger für die Erstattung von Gutachten
im allgemeinen beeidigt, so können die Gebühren für die bei bestimmten
Gerichten vorkommenden Geschäfte durch Übereinkommen bestimmt
werden.

§ 16. Die Gebühren der Zeugen und Sachverständigen werden nur
auf Verlangen derselben gewährt. Der Anspruch erlischt, wenn das Ver¬
langen binnen drei Monaten nach Beendigung der Zuziehung oder Abgabe
des Gutachtens bei dem zuständigen Gerichte nicht angebracht wird.

§ 17. Die einem Zeugen oder Sachverständigen zu gewährenden
Beträge werden durch das Gericht oder den Richter, vor welchem die
Verhandlung stattfindet, festgesetzt.

Sofern die Beträge aus der Staatskasse gezahlt und dieser nicht er¬
stattet sind, kann die Festsetzung von dem Gerichte oder dem Richter,
durch welche sie erfolgt ist, sowie von dem Gerichte der höheren Instanz
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von Amts wegen berichtigt werden. Gegen die Festsetzung findet Beschwerde
nach Maßgabe des § 567 Abs. 2 und der §§ 568—575 der Zivilprozeßord¬
nung sowie des § 4 Abs. 3 des Gerichtskostengesetzes, in Strafsachen nach
Maßgabe der §§ 346—352 der Strafprozeßordnung statt 1 ).

<*esetin, betr. die den Medizinal beamten für die Itesorfjiiiijr
geri<*ht*üi'Ktlieher, medizinal- oder saiiitätspolizeilieher <*e-

sehäfte seu gewährenden Vergütungen. 2 )
Vom lt. März L872 (Pr.G.S. S. 265).

§ 8. Macht eine gerichtliche oder medizinalpolizeiliche Feststellung die
Zuziehung eines Chemikers notwendig, so erhält derselbe für seine Arbeit,
einschließlich des Berichts, eine Gebühr von 12—75 Mark 3).

Die verwendeten Reagentien und verbrauchten Apparate, sowie etwaige
Auslagen für Benutzung eines besonderen Lokals sind ihm neben der Ge¬
bühr zu vergüten 4 ).

!) Sie S8efd)werben finb an feine [Jrifi aebunben; [ie richten fid) gegen ben 9lnfa&
unb bie §öt)e ber ©ebühren unb gehen, falle tue geftfefcung bom Amtsgericht erfolgt ift,
an bie Sanbgerichte, fall» bie Jeftfe&ung Bon ben Sanbgerichten erfolgt ift, au bie Ober«
laubesactidjtc. Unter ©erlangen wirb mir bie entfache (hltarinia, oerftanben, bafj man
(Gebühren baten wolle.

-) §ter$u erging nadjfiehenberprettfjifdjer
Min.-Erl., betr. die Gebühren der Beglaubigung der Dienstatteste der Apotheker¬

lehrlinge und der Servierzeugnisse der Apothekergehilfen. Vom 16. April 1894.
Die Beglaubigung der Dienstatteste der Apothekerlehrlinge und der Ser¬

vierzeugnisse der Apothekergehilfen durch die Physiker ist im wesentlichen
dazu bestimmt, denjenigen Behörden, denen ein solches Zeugnis später vorgelegt weiden
muß, eine Garantie für die Richtigkeit desselben zu geben. Mithin gehören diese Be¬
glaubigungen zu den medizinalpolizeilichen Verrichtungen, für welche den Medizinal¬
beamten nach § I des Gesetzes vom 9. März 1872, betreffend die den Medizinalbeamten
für die Besorgung gerichtsärztlicher, medizinal- und sanitätspolizeilicher Geschäfte zu
gewährenden "Vergütungen (Ges.S. S. 268) keine besondere Gebühr zusteht.

Dagegen kommt hei der Ausstellung der Befähigungszeugnisse für Apo¬
thekerlehrlinge lediglich das Privatinteresse derjenigen jungen Leute in Betracht,
welche dieser Zeugnisse, um als Apothekerlehrlinge eintreten zu dürfen, benötigen;
ein solches Befähigungszeugnis ist im Sinne des Gesetzes vom '.). März I S72 gebühren¬
pflichtig, die Gebühr ist im § 17 der revidierten Apothekerordnung vom 11. Oktober
1801 auf „nicht mehr als einen Taler" festgesetzt.

8) ttin pteufufcher Söttn.-Ghl Dom 25.-ftoöetnbet1872 befugt bierp:
Der Justizminister erachtet es in Übereinstimmung mit, dem Herrn Minister der

geistlichen usw. Angelegenheiten nicht für statthaft, den §8 des Gesetzes dahin auszu¬
legen, daß die daselbst bestimmte Gebühr für jedes einzelne körperliche Objekt, auf
welches die chemische Untersuchung zu richten ist, besonders zu berechnen sei. Kskann
nicht füglich darauf ankommen, oh der Gegenstand der Untersuchung in mehrere
körperlich getrennte Objekte zerfällt, oder' sich in einer körperlich ungetrennten Sache
darstellt. Der Wortlaut des Gesetzes und die Natur der Sache weist vielmehr darauf
hin, daß eine vielfache Ansetzirng der in Hede stehenden Gebühr nur' dann statthaft
ist, wenn dir- vorzunehmenden Feststellungen ihrem Zwecke nach sich als verschiedene
darstellen, d. h. wenn sie auf verschiedene Beweistatsachen gerichtet sind.

Obige (Gebühren tonnen bemnad) nach ber ;{al)l ber öot§unet)menben, ihrem Smecfe
uad) oerfdjiebenenJeftfteflungen berechnet werben.

4 ) (Sin hrcnfiifrlier Wlin.-fexl öom Kl. guli 1906 befagt hierju:
Bei ehemischen Untersuchungen ist dem Chemiker der Ankaufspreis für eine gute

Qualität der von ihm benutzten Reagentien zu vergüten. Die Prüfung der- letzteren
auf Reinheit gehört mit zu dem Begriff der chemischen Untersuchung, für die im § 8
Abs. 1 des Gesetzes vom 9. März 1872 und 28. Juni 1875 die Gebühr festgesetzt ist.
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§ 9. Bei ApothekenVisitationen erhält der medizinische Kommis-
sarius an seinem Wohnort 6 Mark Tagegelder, außerhalb desselben regle-
mentsmäßige Reisekosten und Tagegelder 1 )-

Der pharmazeutische Kommissarius erhält Reisekosten und
Tagegelder nach dem den Kreisphysikern zustellenden Satze 2 ); außerdem
I Mark 50 Pfg. für jede revidierte Apotheke als Ersatz für verbrauchte
Reagent ien.

diesetir., betr. die Tagegelder ..... I Reisekosten
der Staatsbeamten. 8) Vom 21. Juni 1807 (Pr.G.S. S. 193).

§ 1. Die Staatsbeamten erhalten bei Dienstreisen Tagegelder
nach den folgenden Sätzen:

I. Aktive Staatsminister 35 Mark, II. Beamte der ersten Rangklasse
28 .Mark, III. Beamte der zweiten und dritten Rangklasse 22 Mark, IV. Be-

M Xicic Söefttmmung fittbet auf jeben mit bet 2fyotbefentebifionbeauftragten
ffommiffatiu«, alfo and, auf ben «e 9tetungä.SWebtjittaIrat, wenn et bie SRebifton bor.
nimmt, Mnroenbung (SRin.-iSetf. bbm 20. 9fuli 872). 3>te nach * 9 obißen ®efe&eä
bem mebiäinifdjenStommiffatiuS für bte au fetnem ©otinorte bc-xgenommenen
^ot^elenbifttationen juftebenben Tagegelber m fidfe:*m 63Rat! tnb olfe fotooH bem
j&ifcn»! atö bem aJegietungg-SRebiäinalrat pi benul,a,en. ©emfelben Mom.u.[fartuS
finb baaeaen für SSifitationen auSwätttget ^pottieten teglementSmäfjtge Steife-
often unb Saaeaelbet ^gebilligt, öinficfitlicfi bet §ör>e ber reglementäma&tgen Steife-

SSSIi U au$mm b*» »im abgebrucfte «eien bom 21. Sunt 1 «,7.
\ ' bibr Unten bei ©elegenfc,eit ihtet gelegentlichen Slnwefenbeit im

Ort aufaettaaene ffionttoV einet Stiele gibl t* (eine ®ebfibt (9Hn..8etf. dorn
28: fflSffSütbTaufgettagene ffonttotle am SEolmott jelbft abet bie gut-tioften-
nitidinbiaiiua'mm 1 50 SDif (SÄin. SBetf. öom 7. 2tyttl 1873).

*1f$et b uulidK SommiffatiuS erhält Dteifefoften unb Sagegelbet
mie bet ffiteiärat auefi wenn et im Staatlbtenft 0» pbatmaäeutifdjetSlffeffot angeftettt
S (S&SSf Ion!?22. Set 1«:!). «bot bie fcöhe bet «ebühven [iebe bie fclgenbe

''""'''f Übet bie 2Cnwenbung biefeS ©efefeeS auf bie SDcebiäinalbeamten etgingen
folgenbe ©tlaffe be8 äRebiainalminiftetS:

Min.-Erl. vom 10. Mai 1901.
Die Kreismedi/.inalbra.ntenhaben von, 1. April dieses Jahres ab bei Dienstreisen

in medizinal- und sanitätspolizeilichen Angelegenheiten ragegelder und
Reisekosten entsprechend den für die Staatsbeamten geltenden aUgememen Bestim-
m ,.....,,, ,„.., ..,,.,. goW ohl die Kreisärzte, als die Kreisassistenzarztenach den für die
Beamten SfüSZigklasse geltenden Sätzen zu erhalten. HinsichtUch der Dienst-
^ingeri.d.tsärztlH'henAngelegenhe, engredt die B,- N.,n..nung m Art.kd \ ,

S^ÄÄ^ s,e...... den Kreis- Gerichts- und Kreisassistenz...' . ' ... ,..,.„ in gerichtlichen Angelegenheiten Tagegelder und Reise-
;::::;; nac :Z f .denken zu: ,. an fagegeldern 9 Mark. 2. an Reisekosten
kost, n na, h ,i, n rov Dampfschiffen gemacht werden können, für

mit auf E^nbaMen, Kleinbahnen„der Dampfschiffen zurückgelegtwerden können,
für das Kilometer 50 Pfg.

Min.-Erl. vom 2. Dezember 1901.
Die Bestimmungen des Gesetzes, betreffend die den Medizinalbeamtenfür die

Besorgung g^sär^
2Ä5SAK*S dÄ TMedizinalb,.......en bei Dienstreisen in
saniiiüs oZ medizinalpolizeilichem Interesse nunmehr die Bestimmungen
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amte der vierten und fünften Kangklasse 15 Mark, V. Beamte, welche
nicht zu obigen Klassen gehören, soweit sie bisher zu dem Tagegeldersatze
von 9 Mark berechtigt waren, 12 Mark, VI. Subalternbeamte der Provinzial-,
Kreis- und Lokalbehörden und andere Beamte gleichen Ranges 8 Mark,
VII. Andere Beamte, welche nicht zu den Unterbeamten zu zählen sind,
6 Mark, VIII. ünterbeamte 4 Mark.

Erstreckt sich eine Dienstreise auf zwei Tage und wird sie innerhalb
24 Stunden beendet, so ist nur das Einundeinhalbfache der Sätze unter
I — VIII zu liquidieren. Wird die Dienstreise an ein und demselben Tage
angetreten und beendet, so tritt eine Ermäßigung der Tagegelder bei I
auf 27 Mark, bei II auf 21 Mark, bei III auf 17 Mark, bei IV auf 12 Mark,
bei V auf 9 Mark, bei VI auf 6 Mark, bei VII auf 4,50 Mark, bei VIII auf
3 Mark ein.

§ 4. An Reisekosten, einschließlich der Kosten der Gepäckbeförde¬
rung, erhalten:

I. bei Dienstreisen, welche auf Eisenbahnen oder Dampfschiffen ge¬
macht werden können: 1. die im § 1 unter I — IV bezeichneten Beamten
für das Kilometer 9 Pfg. und für jeden Zu- und Abgang 3 Mark. Hat einer
dieser Beamten einen Diener auf die Reise mitgenommen, so kann er für
denselben 5 Pfg. für das Kilometer beanspruchen; 2. die im § 1 unter V
und VI genannten Beamten für das Kilometer 7 Pfg. und für jeden Zu-
und Abgang 2 Mark; 3. die im § 1 unter VII und VIII genannten Beamten
für das Kilometer 5 Pfg. und für jeden Zu- und Abgang 1 Mark.

II. Bei Dienstreisen, welche nicht auf Eisenbahnen, Kleinbahnen oder
Dampfschiffen zurückgelegt werden können: 1. die im § 1 unter I — IV
genannten Beamten 60 Pfg., 2. die im § 1 unter V und VI genannten Be¬
amten 40 Pfg., 3. die im § 1 unter VII und VIII genannten Beamten 30 Pfg.
für das Kilometer.

III. Die Bestimmung darüber, unter welchen Umständen von den
Beamten bei ihren Dienstreisen Kleinbahnen zu benutzen, und welche
Reisekostenvergütungen in solchen Fällen zu gewähren sind, erfolgt durch
das Staatsministerium. Haben erweislich höhere Reisekosten als die unter
I — III festgesetzten aufgewendet werden müssen, so werden diese erstattet.

in Art. I § I und 4 Nr. 1 und II des Gesetzes vom 21. Juni 1897, betreffend die Tage¬
gelder und Reisekosten der Staatsbeamten, maßgebend sind und dal.i bei Dienstreisen
in gerichtsärztlichen Angelegenheiten die in dem Erlasse vom 10. Mai d. J.
bezeichneten Sätze Platz greifen.

Dementsprechend haben die Medizinalbeamten einschließlich der vollbesoldeten
Kreisärzte in den Fällen des § 1 des Gesetzes vom 9. März 1872 bis auf weiteres noch
Anspruch auf die Fuhrkostenentschädigung von 1 Mark 50 Pf.

»ach einem 3Kin.-ffirI. bom 27. 3uli 1901 ftnbet Da* Ok-jett, betr. bie Sagegetbet
unb Kerjefoften bet Staatsbeamten bom 21. 3unt 1897 bom 1.9tpril 1901 ab auch auf
bie ptjarmajeutifdjen ffiommiffare Sünroenbung.

A'üt bie eharmajeutifdt)eti SSommiffare ergibt fiefi hierum-!) folgenbe«: Sie
erhalten Tagegelber unb SReifeloften midi ben ben JtteiSöhtjfifern, jefct JfretStaten, ;,u-
ftehenben Säfeen (Mefeh bom 9. AVriiy, 1872), alfo bei SJeftdjtigungenam SBohnorte
6 SKI. Tagegelber, bei auswärtigen öeficfitigurtgenbie ceglementämäfjtgenfReifeloften
unb Tagegelber bet SfretSärjte, Xa biefe Beamten jur V. refp. IV. Stangtiaffe gehören,
erhalten bte prjarmajeutifrhenMoiumniare bie unter IV in beut ®efe$ bom 21. Suni L897
aufgeführten Sähe, alfo Sagegelber L5 SKI., SReifeloften 9 refp. 60 Sßfg. pro Kilometer,
'.Hb-- unb 3ugang 3 SKI., aufjerbem 1,60 SKI. für SReagentien für iebe rebtbterte Sfpotrjele.
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